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"DER LICHTBLICK" erscheint 
in der Rege l einmal monat­
lich . Der Bezug ist ko­
stenfre i . Bestellungen sind 
an di e Redaktion zu r i ch­
ten . 

"DER LICHTBLICK " wird aus­
schließli ch von Strafge­
fangenen er stellt . Eine 
Zensur f i ndet nicht statt . 

Ei nem Teil dieser Aus­
gabe haben wir Zahlkarten 
beigelegt - zur Erlei chte­
rung f ür unsere zahlungs­
bzw. s pendenfreudigen Le­
ser . 

Die Rücksei te des Ei n­
l i eferungsscheines i st mit 
e i ner Spendenquittung ver­
sehen, di e in Verbindung 
mit dem Poststempel als 
gültiger Beleg beim Fi ­
nanzamt vorgelegt wer den 
kann . Die Spenden an den 
"LI CHTBLICK" sirod al s ge­
mei nnüt zig anerk annt. 
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DiePersonalratswahlen stehen in Tegel vor der Tür ! 
Folglich gibt es v1ieder Pressemitteilungen des ver­
b.andes der Justizvollzugsbediensteten in Berlin . 

DerKopf dieser gewerkschaftlichen Organisation ist 
uns in Tegel eine allseits bekannte und unliebsame 
Figur. Vor seiner Berufung in den Hauptpersonalrat 
leitete jener Herr Jetschmann die Tegeler Arbeitsver­
waltung . War damals unter anderem zuständig für die 
Abwicklung des Einkaufs, organisierte die Umstellung 
vom Ladentisch- zum Tüteneinkauf . Machte Versprechun ­
gen, daß es nur zu Anfang monatlich Einkauf gäbe, nach 
e~ner Einführungszeit von drei, vier Monaten werde um­
gestellt auf vierzehntäg~yen und danach auf wöchent­
lichen Einkauf. Neue Buchungsautomaten wären bereits 
bestellt usw . usw. 

Bis heute sind weder die angeblichen Buchungsauto­
maten vorhanden, noch sind wir vom monatlichen Ein­
kauf los. Die Automaten wurden angeblich in diesem 
Jahr bestellt. Von einer UmstellJng der Einkaufsmoda­
lität will längst niemand mehr etwas wissen . 

Dies ist nur ein kleines Beispiel aus Jetschmanns 
Hinterlassenschaft. Damit ist für uns auch die Gl aub­
würdigkeit dieses Mannes hinreichend bekannt und be­
wiesen. 

Seine jüngsten Forderungen, Verbot der Gefangenen­
zeitschriften und weiter, die Gefangenen sind zu faul 
zum Arbeiten. Seine erste Forderung wurde vom Sena ­
tor für Justiz bereits abger,.;iesen . Zur Arbeitsmoral 
der Insassen muß auch gesagt werden : "Wer arbeitet 
schon g~rne vollproduktiv für ein paar Pfennige den 
ganzen Tag?" Es gibt genügend Insassen, die an ihrem 
Job Spaß haben und deshalb voll produktiv arbeiten, 
wer keine Freude an der zum Großteil stupiden Arbeit 
hat, wird folglich auch nicht allzuviel leisten . Vi el ­
leicht der Bezahlung entsprechend . Oder er nimmt sich 
gar ein Beispiel an der Arbeitsmoral seines Werkmei ­
sters , dann kann natürlich nicht mehr von Produktion 
gesprochen werden. Auch das sollte sieb Jetschmann, 
mal durch den Kopf gehen lassen. Vielleicht geht ihm 
dann das berühmte Licht auf! In jedem Falle wird wie­
der einmal auf unseren Knochen Wahlkampf ausgetragen . 
Mehr zu diesem Thema im Heft. 

In diesem Heft beginnen wir eine Leserdiskussi on 
zum Thema TÄTOWIEREN, wir hoffen auf rege Resonanz aus 
unserem Leserkreis. Die Thematik an sich gibt genug 
Anlaß, um ausführlich diese Problematik zu besprechen . 
Für viele Jugendliche bedeutet die erste Tätot.,ierung 
den Einstieg in ein Leben als Verfemter, die Stigmati­
sation wird sichtbar! 

Aber auch andere Themen werden angesprochen, auf die 
wir regen Briefwechsel erwarten. 

In diesem Sinne verbleiben wir 
Ihre 
Redaktionsgemeinschaft 
' der liehtblick' 
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Das Titelbild zeigt die Teilanstalt 
III E, das j üngste Verwahrhaus der JVA 
Tegel , in Zusammenarbeit mit der Ma­
s chinenfabrik Grauel KG erbaut und im 
Januar 1972 e i ngeweiht . Die beiden un­
teren Etagen des viergeschossigen Hau­
ses beher ber gt Fertigungsstätten der 
Fabr ik , die ständig einen großen Teil 
der Gefangenen beschäftigt; die beiden 
ober en Geschosse sind mit 62 geräumi­
gen , von den Bewohnern individuell 
gestal tetenEi n z elhafträumen für den 
behandl ungsorientierten Wohngruppen ­
vollzugei ngerichtet, der vom Arbeits­
kreis Öffentlichkeit~vollzug geprägt 
wir d . Aufnahmevoraussetz ung ist ein 
Strafr est von 3 bis 8 Jahr en . Die 
War teli s te ist lang. 

EINE'BI TTE AN DIE EXTERNEN LESER: 
I 

Das Briefamt der JVA Tegel bittec 
alle Angehörigen undmit Insassen der 
JVA Teg.el im B-riefwechsel stehenden 
externen Leser darum , bei Schreiben 
an Insassen grundsätzlich zur nor­
malen Anschrift auch die Angabe der 
Teilanstalt , in der der jeweilige In­
sasse inhaftiert ist , zu vermerken! 
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Der Senator für Justiz 

Senator fOr Jut tiz, Salzburger Straße 21·25, 0 ·1000 Berlin 62 

An die 
Redaktionsgemeinschaft 
der liehtblick 
JVA- Tegel 
Seidelstraße 39 

1000 Berlin 27 

BERLIN 

GeachZ. (bei Antwort bitte angaben) 

Sen . I PR 
Fernruf: 7 83 · 1 (Vermittlung) 
Apparat 7 83 • (Ourchwahl) 

Intern (9<» App.•Nr. 

- 3224, 
Datum 

20 . Okto ber 1 9 Sr 

Betr .: Ihr Schreiben zu me i nem Referat über "Rechtliche 
und polizeiliche Maßnahmen zur Einschränkung des 
Droge nm i ß h rauch s 11 

Bezug : Ih r Schreibe-n vom 4 . 10 . 1980 

Sehr geehrt e r Herr 

Für Ihre Aus fü hrungen zu me 1nem RefercJt danke ich Ihnen. 
Sie haben vö l lig recht mit Ihrer Feststellung , daß Alk0hol 
nach wie vo r die Droge Nummer 1 unserer Gesellschaft ist, 
daß die Alkoholproblematik aber im \"ergleich !ur öffentlichen 

Aufmerksamkai t für die "harten" Drogen herunt e rge~ p ie l t 1·:i rd . 

Der Grund s at<: "Therapie statt Strafe" darf nicht m;r für die­
jenigen ge lten , die von illegalen Drogen abhängig sind . . -\uch 
für Al koholabhängige müssen alle Anstrengungen unternommen 
werden , mehr Therapiemöglichkeiten zu schaffen und mehr 
Alkoholabhängige zur Aufnahme einer Therapie zu motivieren . 
Wenn eine Therapie da:u führt , daß ~eitere Straftaten ver ­

hindert werden , sollte zu ihren Gunsten auf Strafe ver:icht~t 
werden . 

NOVEMBER '80 4 
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Sie \•:ei~cn ~elh>t darauf hin, dnß nur eine Politik der kleinen 

Schr!ttc ::-u •1 l('scm :iC'l hinführen k<mn . !1aher :unüchst die Reform 

.. !es Jkt:iuhttr.gsmi1tclrcchts , die sichc·r umoJlkomJllen ist und der 

1·:ei1t· r c ~~~ · !,ritte' folgen mi"ts...;c·n . .Je mehr Erfolg djc> ersten 

...;cjq·itto.' der n('I.QTI!\ haben h' L'l"dCJ1 1 Uln SO JeiChtC'l" \\'i rd CS 

s<.'ii, , .!t'l' Gr·utttl...::it: "T!!Cl"lpic ~tatt crrafc" ~t.ch ~wf anc1ere 

Anm. d . Red .: siehe hierzu Kommentar des Monats Heft 10/80 S . 5 

lllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllll 

Das lioeralo Straf ­
vcllzugsko~zept wird der 
CDU zu kos~spielig . 

Diese irreführende 
Schlagzeile hat der ßer­
liner "Tagesspiegel" die­
sen Monat über einen Be­
ri~ht aus dem Abgeordne­
tenhaus ges~tzt . 

w~e irref~rrend diese 
Schlagzeile ist, ~eht aus 
dem dareus ~o::.gcnd~~ Arti­
~el ~icht hervor . o wer­
den die KostenfaKtoren 
auch ~icht aufgezählt . 

Es ist nicht die Rede 
davon , daß Berliner Ju­
stizbeamte aus diesem Etat 
eine Rundreise durch mit­
teral~er~icne Knäste in 
8Gglei~ung des ~va~geli­
schen Ans~a!tsgeistlichen 
Frän~:e machten . Es ist 
nicht die Rede von einem 
Beamtenapperat: , der aufge­
blähter nicht seir kann . 
Es ist nicht die R~de von 

Sicherheitsmaßna~~en, die 
aosolut überflüsgig sind, 
usw . Die Liste ließe sicn 
beliebig fortstzen . 

Der kleinste Faktor vJä ­
re mit Sichsrh8it die Li­
beralisierung des Straf­
vollzugs . Wäre der Straf­
vollzug in der jetzigen 
Form, die als litJ~~al pro­
pagiert 1-Jird, \·lir:dich zu 
~euer. dann künnte die COU 
ohne weiteres und ohne 
Schwit:::rigf eiten. a_,er eu.:h 
ohne Stimmen zu fangen, 
einen wesentlich billige­
ren Vollzug praktizieren 
und fordern. Kaum vor­
stellbar. daß sich Senator 
Meyer dagegen sträuben 
würde . 

;Jer Gesetzgeber fordert 
ab 1985 einen oi~enen 

Vollzug . Folge: die Kosten 
fJr deh Strafvollzug wür­
den nicht nur auf kurze 
Sicht . sondern auf langer 
Strecke erheblich gesenkt . 
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Der Strafvollzug würde 
nicht mal mehr die Hälfte 
kosten . Freigängerplätze 
stehen derzeit leer . Ob­
wohl diese die geringsten 
Kosten verursachen . 

Weit über 50 Prozent 
aller Inhaftie~~en wären 
ohne weiteres und ohne 
jegliches Sicherheitsri­
siko für den offenen Voll­
zug geeigne~ und würden 
noch dazu einen Teil ihrer 
Haftkos~en selbs~ tragen . 

Das hat sich auch der 
Gesetzgeber bei der Verab­
schiedung des Strafvoll­
zugsgesetzes gedacht . Was 
daraus wurde durch recht­
lich umstrittene Ausfüh­
rungsvorschri .!."~:en der Län­
der, spottet den Gedanker , 
aus denen dieses liberale 
Gesetz entstanden ist . 

Oie COU sollte lieber 
weniger für Schlagzeilen 
sorgen , mit denen der uni ­
formierte Bürger ohnehin 

I DER LICHTBLICK I 
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von der Spr inger-Presse 
ve r nebelt wird, und sich 
mal ganz klipp und klar 
die Kostenrechnung auf­
stellen lassen . Diese Si­
cher hei tsmätzchen, d i e den 
Mammutanteil der Kosten 
verschlucken, werd~n doch 
nur von der CDU pr ovoziert . 
Wer hat schon das Rückgrat , 

'be i einem Sicherheitsvor-

Welchem Senator kann 
• man zumuten , mit diesen 

Erfahrungen der Vorgänger 
zu sagen : I Nein , das ist 
überflüssig . 1 Es wäre wie ­
derum ein gefundenes Fres­
sen für die Schlagzeilen 
heischende Opposition . 

Für Therapie und wir~ ­

liche Resozialisierungs ­
hi 1 fen wj.rd nur ein Brucn-

Vollzugsbeamte gibt ~s 
mehr als g~nug . da 'arr 
sich aüc.r• r:ein Abge:Jrdr-s:<::r 
der OppositioG g~r· da1cn 
Jberzeugen . 3o!l ~r dQCM 

mal an einem Abe~d ~~ j~s 

Haftar,s-:a1-c~r, (C"·''•"'' J'"';G 

an dis Zentra:en s~· :n . 
wie vje _~ da ar ~ine­

Ti.sch si1:zer , soll ::r o:.c.r 
mal Sonntagat9nc ~c~: ~r. 

Das liberale Strafvollzugskonzept 
wird der CDU zu kostspielig 

Kontroverse um Resozialisierung bei der Etat-Beratung im Hauptausschuß 

Im Justizvollzug der Berliner Hafta ns lalten I lim dte ResoztdllswrurHf durch r.!:o;, :wr1 h 
sind nach Auffassung der CDU trolz erhe bli- • ntende Drogenctbhänq1ykeit ~~n~, ·1 <:lh ,, .. 1 

eher finanzieller Ausgaben ,.ke ine erkennb;.~- T lattlillllf' ntcht zu !-Jt>fdhrden, \.;er• • zukurd; 1q 
ren Fortschritte" zu verzeichnen. Bei den eme s tnkle Ttennunq zwtsch(•n <iroq.,nc~bt.": 
Etat-Beratungen des parla.mentarlscben Haupt- qigen und n•cht·suchtt\•en Hd!tlm!l<m vo·.;• · 
ausschusses für 1981 sogle der haushalts- nommen. D~>r g~qenwartlge gt>mt·m"c~me \ ,,,,. 
politische Sprecher der CDU-Frdktion1 Dank- zug tuht te m ntcht seltenen Föll"n dazu, dr.ß 
ward Buwitt, gestern, daß der liberale Straf· vor a!i ... m JUgendliche Sllafldl~·t er~t m •:··r 
vollzug weder beJ der Verwahrung noC'h bel Hdft suchltg wurd-E>n. Ohne tur cllt! ~-~·: · 
der Resoztalisierung von Straftd.tern eine Ver- Süchli~ren unangemes,en scharfe> Stch~rh .. • .. 
besserunggebracht habe. vorkehrunq.,.n tst ein Einsc:hmuqut'ln vor. i'"' 

Demgegenüber sei die Kosten· und Personn1- gen ln Cle Ha!tctnstal!en oft. uo" • u:• iH zu 
entwicklung kaum mehr konlroll tt>rbar. 19751 verroi.ndern. 
hätten 1700 Bedienstete ausgereicht, um d1t.! \' on do?n in~gesam t un H<tUshctlt 1 r,,~ I vo: '~"' 
rund 3500 Gefanqenf'll zu bf'olll5 tchttn~>n und !<dlc>no. n uhP~ 310 nt·ucn S•<·l~ ·t ;, ;: .: o~j,, ··, 
zu betreuen, fur 1:181 seic>n bei 3fi50 Haftplat- dPr Stratvollzug 11 'i neue Mt·.;rbentor f!rl • 

zen knapp 2500 Bto!>chäftiqte JD\ .Jusl!z, ollzuq ten. Am Ende der kn<qj;> 7\\ ,.. • .,tun<''''''~'~ i ·: , 
vorgesehen. In dtesen sechs Jahren ser der zelbercttunq de:s J usttzhausha!h's hdt!Hl ltt> i ' 
Etat für den Stra fvollzug von 68 Millionen Abgeoninl'IPn 1m HauptaussrhuiJ eu~ t!· ·r. 
Mark auf 167 Millioue n Mark ge"lteglc'n, nmd 485 Mtlhonen Mark umi'i~'··nd•·r. h,• 

Justizsenator Meyer (FDPI ·wit•s die Vor · v.urf des Flll<:mz-;enators einw nd.m:1r~ 
w iirfe der Opposition zurüt'k \tnd betonlo>. daß 329 000 ;..1ark w1erler hj?ra usgestncltE"'l 
er wei terhin, wie es auch im Stralvollzuosqe· Bei dem ebenfalls zum JustiT.te,~n rt z;)hl t>n· 
setz vorgesehen set von dem Vorranq der Re· den \\' iedergutmachungsamt w agt NI ··~ dit> 
sozialtsie rung gegemiber der re men Verwah· Parlamentari<'r nicht, zwei eingeS\ i$ndf:'nermcl· 
rung un-d Sicherung ausql:'he. W~nn auch d te ll fi' D iast be~chäfliglln!iJSinse ~litarneil e r dt-s 
unmittelbaren Kosten df's bloUcn verwah· höhere n Diens tes au.i e1nen anderen Pnsten 7u 
rungsvollzuges ger.nger st•tt>n, lrdqe Jt:>doch \'e rsetzen. I> testo Spezialisten für Wie df:' rqut · 
jeder reSOZtd!isierLa u ud n icht w ieder rm:id cil· macbungHI'Cht s1•ien kaum andeu einst>\L bar, 
lig werdenden Strdftäter in M>hr vtel st.irke- erkl<irte Me"~r. So werden die '\tt>llen erst 
remMaßezur Verringemng der geselbchctllli- 1 mit der Pe nsi<nlit>rung d .:r Jetd g" n ::;telll'nin· 
eben Kosten bet, sagte der Juslt t.senator. baber t>rsa! t lo!S we gialhlD. jTspi 
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schlag . de r überflüssig , 
j a manchmal sogar purer 
Unsinn ist. den Mut , dies 
auch als solches abzutun . 
Passier t dann doch etwas, 
und hätte dies nur hypo ­
thetisch dadurch verh i n­
dert werden können , so 
f ällt derjenige garan ­
tiert auf den Bauch . 

So erging es Senator 
Baumann. Er hielt nichts 
vor 'joerrndB::.g S ~eucrz~ldEd· 
ver schwendender Sicher­
heit und hielt das Frauen­
gefängnis Lehrter Straße 
für ausr eichend gesichert 
und mußte gehen . 

teil dessen ausgegeben , 
was für den Sicherheits­
apparat aufgewa~dt wird . 

Zusätzlich werden immer 
wieder neue Planstellen 
geschaffen. obwohl noch 
so viele unbesetz~ sind . 
Sozialarbeiterstellen kön ­
nen z . Zt. nich~ b=r·t~t 

werden , weil Keiner bereit 
ist. un-cer solchen Umstän­
del"' zu arbeiten. Sozialar­
beiLer gehen aus Protest 
gegen unhaltbare Zustände 
im Strafvollzug . Therapeu­
ten kündigen. ~rmi 1 sie 1::;8-

gen die Sicherheitslobby 
nicht anl\önnen . 

einem anasrsr ~cc~~-:~g 

nacn 13 1r ~~ die -~-==r 
genen . Das ~aM ~~: ~ : -s~r 

vor . sei: ~er ;cgs=r=~s~= 
~nd jetzige~ vi~~:~== =~~ 

Bezirksverorcne-cer:vs~==..,.r -
lung . Pe:E"r ,~~c2 f, r-::-r: 
menr im Abg2crd~e:s~~2~3 
is~ . K2i~er dieser -=rre~ 
macht sicn ~i~ ~~~~. 7::_ 
in Aug€ns~n~~n =~ r~~~=- . 

~as die Geh~l:~r s=~:~,­

ksnden BEamren ~~r,:~:~ 

tun . !--.einer hil'l se"e~ . 

daß etliche die~er -errsn 
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nichts ander::~ \vo2lsn . 
denn ein€ ru~ige ~~~21 
sch:i eb~n und darauf \var -



ten . den Kollegen , Of r uen 
Gesetzesauftrag er~Jllan 

wi!l und getreu bLiner 
Ausbildung liberalen 
Strafvollzug praktizieren 
möchte, in di~ Pfann2 zu 
hauen , diese Kollegen re­
gelrecht SpieBr..:cen laufen 
zu lassen . Der Interesser.­
konflikt unter den Voll­
zugsbediensteten ist die 
große Krise im Strafvoll­
zug . ':Jollen die ju,•gcln ge­
t~eu ihrer Ausbildung Be­
handlungsvollzug, so wol­
len die alten zum gewissen 
Anteil eine ruhige Kugel 
schieben . Gelingt dies 
nicht , wird eben k.rank ge­
feiert . Haben sie Ärger 
mit Kollegen oder Vorge­
setzten . ~eiern sie wie­
derum krank. . Ja, sicher, 
dann brauchen wir md~r 

Planstellen . damit diese 
Kollegen noch mehr auf 
Krankenschein urlauben 
können . Auch das sollte 
die COU ma l sehen . Wir 
brauchen nicht mehr Beam­
te im Vollzug . Wir brau­
chen Beamte , die ein biß­
chen Rückgrat mitbringen, 
die belastungsfähig sind 
und die nicht öfter als 
ein im freien Beschäfti­
gungsverhältnis stehender 
Arbeiter krank feiern . 

So feiert ein Sozial-
amtmann grundsätzlich 
dann krank , wenn einer 
seiner Kollegen in Urlaub 
geht . oder wirklich krank 
zu Hause liegt . Grund­
sätzlich dann meldet er 
sich für Wochen oder Mona­
te krank . Mehrbelastung , 
warum denn? 

Ist es dann verwunder­
lich, daß ein Senator mehr 
Personal braucht? 

Oie Krankheitsquote im 
Justizvollzugsdienst liegt 
weit über dem Durch­
schnitt . Auch mag es da· 
ganz inter essante Stati ­
stiken in den einzelnen 
Teilanstalten geben . Hier­
nach sollte auch mal ge­
fragt werden . Es sollte 
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auch mal gefragt wt!rd ~;-• . 

welche lnrere~sergrupp~ 

besonders häufig ~rank 

feiert . Das sieht. schlec'"'t 
aus fJr die altg~di~r:er 
Herren des Voll~ugs . Ob­
wohl os da auch welche 
gibt . dil:) einfach glaubt:n, 
der KNAST FIEL~ OHNE I~RE 

ANli/ESENHEIT zusarr::1en . Ge­
nauso . wie es auch jt:ngere 
Bedienst.ete gibt:, die si.::.h 
liebend gern aus Arsch­
krigcherei den Al:gedien­
ten anschließen und denn­
noch nicht belastungsfähig 
sind und bei kleinsten 
Schwierigkeiten ausflip­
pen . Die sich als Herrgn 
des Strafvollzugs fühlen 
und in Wirklichkeit nicht 
fä~ig sind, die Uhr a~zu­
lesen. (8ieser Vorfall 
kann be~egt werden.) 

Bei den hohen Kosten 
muß durchaus aucn der 
Hochsicherheitstrakt in 
Moabit gesehen werd2n . 
Der HS-Bereich wurde auch 
rur von der COU provo­
ziert . Jer Senator 1,o1ar im 
Zugz .. Ja' g . In Wir!<.lichk.:!iL 
lSL dieser Bereich wi~z­
los . Oie dort einsi tzende11 
Gefangenen ble:ben nicht: 
ewig darin und wären , wür­
den die Anordnungen e.::.nge­
halten . auch anderswo ge­
nauso si~her unterzubrin­
gen . Dazu bedarf es keines 
5 , 5 ~illionen-Projek~s! 

Soweit zur Frage nach 
den Kosten, die zum GroB­
teil von der COU provo­
ziert wurden. Eigentor für 
die Herren der schwarzen 
Fraktion , die sich ihre 
Mitglieder im Berliner 
Vollzugspersonal mal näher 
in Augenschein nahmen 
soll~en . Über 90 Pr~zent 
gehören dem Ver~and der 
Berliner Justizvollzut:;sbe ­
diensteten an . Dieser Ver­
band wird wei tge- hendst: von 
der COU getragen , ste~t 

ihr zumindest sehr nahe . 
Es ist wahrlich nicht 
schwer, aus der Opposition 

7 

t! "igt 
tun;_: . 

~--.J rr4,:_ .. ,_ }:_!r.;~ · ... ~J;r-

.)i ,. -.:r .. ,. lJ tJI• .. ~ [ r. 

dir.; Jppo .i ·.; rJr ~1:: • .:. ·., I·_­

tr-n '-ll i vvCJr r::.r. _ ".;~-- l J .. r..;­

UlL!rl . fiJrl-ri· ~~l':r<~r, :Je ­
zu b•.rjol f \.!S r ,_.::_.- .r rJ i ':.' _­
Di~tr .. n! 

von S&~a:or ~-J~r . j~­

Drogen~bh~-z~ge~ ~--_::~ 

ab~utrsnre- . :- :~:z:~-
f-laft : 1 I 5 ... ) J'-_: ·· ~.: _, : -
licn:er wir s:~ ~~:~~!: 

dLs Senators Cb~r "r;_·:­
liche und polizei.~c~~ 

Maßnah~' de~ ~rDgs·~~3-
brauC'"~3 " . .·-
gutes ~ .,r .·:---~:: ~_!r ~ _r",:;r­
lic~ung des :2~:~z~-~-:­
trages . s'.:' ~.e:'1:::e -=-=- a_:.­
verbis~8' ~ :.e __ :~~ · -
zahlung i!1" :::::~=:-=v_.:.:::_g. 

Die 8pposit~=- ir ~u~de-­
rat schmet. ten.e d:.e::.=2s ~-­
setz ab . "·Jur is: :!sr '::::?na­
tor auch stari\ g:;,nug , .; : '' 
Konzept durc~zJ~e~=~~? 

Das izt d:e er:s~-ei~e~d= 
Frage . r-·:.:: lfo€:1!' Fer_Jnc:: 
allein wird E~ ~s ~~=-~ 

s'chaffen . :Ja:: e:- :>:-c:_:: :, 
si~d !oya:a ~~=:.s-~- ~s 

i:o allen Et:age• . i~~ 
solltP Senator ~eye:- ~a: 

mit eine~ kar!er 63s~­

durchfege!l . E:; "lu':.:: 
nichts, gut~ Idee• :u na ­
ben urd diese ~n ~efere:=., 
zu prooagiereG, ~s~• -~~ 

nie 3ese:=esw~r~:.::.c-~~:­

~erden . Auch ~e:.- Vc:-g~-­

ger 9auman• r.a~:e $~ir 

gute Ansä~=e, ;\..=m c=!?r ,..::: 
so recht durch . Zu ra:=>" 
~.,räre in jedem Fa!l, d"~ 

Meyer versucm:: , sei r::> Id::'­
ale in Berlin jur2n~Js~t­
zen . Oie anJer€~ 3u~j~~­
]ijnder werde" es :~- ae: 
dem nicht ~usJ.:.ei~srde~ 

Erfolg, de~ ~an- aJc~ v21 

der COU :o:!.c'l- ~:n:- :·1 F~3-
ge ges~8llc we~jen ~a-; . 

gleichtun . 
-j.Jl-
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GEFANGENE HELFEN BLINDEN. 

Eine sinnvolle 
Freizeitbeschä:tigung 

Einer Anregung folgend, 
d ie der Arbeitsverwaltung 
der JVA Tegel von einer 
sozial engagierten Gruppe 
aus einer bayerischen Ju­
stizvollzugsanstalt zuge­
gangen ist und an den 
"1 ichtbl ick" \·Jeitergege­
ben wurde, bittet die Re­
daktionsgemeinschaft Ge­
fangene, die in ihrer 
Frei ze i t für B 1 i nde 1 esen 
und Tonbänder besprechen 
wollen, sichschriftlich 
bei der "Li eh tb 1 i ck"-Re­
daktion in der TA I I I der 
JVA Tegel zu melden. 

Voraussetzung ist die 
Begabung, ausdrucksvoll, 
text-verständig und mit 
angenehmer Stimme aus Bü­
chern und Manuskripten 
vorlesen zu können, und 
die Be re i tw i 1 1 i gke i t, eine 

TEGE L - INTERN 

solch zeitaufwendige Frei­
ze i tbeschäf t i gong ohne Be­
zahlung auszuüben, und 
zwar nicht nur dann und 
wann, wenn man gerade Lust 
dazu hat, sondern so rege I­
mäßig, wie es die übernom­
mene Aufgabe erfordert. 
Nach positivem Testergeb­
nis sollen zunächst pro 
"Lektor"_je\veils 10 Kasse­
ren besprochen werden, von 
denen jede einzelne den 
Text von ca. 250 Normal­
Buchseiten zu speichern 
hat . 

Wir halten d iese Idee 
einer uneigennützfgen Hi I­
fe fllr besonders Hi lfsbe­
dürftige Menschen für eine 
gerade unter den Lebensbe­
dingungen von Gefangenen 
durchaus praktikable und 
förderungswürdige Anre­
gung, soziales Engagement 
zu beweisen und auszule­
ben und dam i t einen wich­
tigen Sch r itt für die ei ­
gene Resoz ialisierung zu 
tun. 

Die Anstaltsleitungder 
JVA Tegel hat ihre größt­
mögliche Unterstützung für 
die Durchführung dieser 
Idee zugesichert. 

Um die Rea I i sie rba rke i t 
dieses Projektes abschä t­
zen zu können, bitten wir 
um Verständnis, wenn wir 
die Anmeldef rist für In­
teressenten bis zum 

30. Novembe r 1980 

begrenzen müssen . 

Bei erfolgreichem Ver­
laufsolldie Aktion f o rt ­
gesetztwerden, sodaß auch 
Gefangene, die gern mi tma­
chen .... Jürden,aber zur Zeit 
noch n i eh t dazu in der La­
ge sind, noch später Gele­
genheit haben, sich anzu­
melden . 

llllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllll 

•• 
BE HORDEN erleiden 

NIEDERLAGE 
HÄFTLI G 

Ein wegen Mordes Ver­
urteilter, der mit einer 
Beschwerde bis vor die Eu­
ropäische Menschenrechts­
kommission ging, errang 
in seinem Kampf um besse­
re u~ 1a~dlu, g von Insas­
sen in englischen Gefäng­
nissen einen bemerkens ­
werten Sieg . 

Die (englische ) Regie­
rung teilte der Kommi ssi ­
on in· Straßburg vertrau -

NOVEMB ER '80 

lieh mit, daß man in kür­
ze die Vorschriften über 
die Behandlung von Gefan ­
genen beschwerden ändern 
will . Diese Vorschriften 
waren seit langem ein dau­
ernder Anlaß von Konflik­
ten innerhalb des Straf­
voll zugs. 

Im Jahre 1972 wurde 
Michael John Reed aus Old­
ham, Lancashire, inzwi ­
schen 40 Jahre alt, wegen 
Morde s an e i nem Tax ifah­
rer mittel s einer Schrot-
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gegen 

flinte zu einer l ebens­
langen Freiheitsst rafe 
verurteilt . Vor vi er Jah­
ren wurde er von Gefäng­
nisbeamten in Hul l zusam­
mengeschlagen und mußte 
im Anschluß an die berüch­
tigte Gefängnisrevolte 
Spießruten laufen . Er war 
einer der Hauptbe 1 astungs­
zeugen in dem Prozeß gegen 
acht Gefängnisbeamte, di e 
vor dem Crown Court (Kron­
gericht) in York wegen 
gemeinschaftlicher Kör-



perve r letzung verurteilt 
vturden . Reed, der sich 
jetzt in dem (Hochsicher­
heits- ) Gefängnis Park­
hurst auf der Isle of 
Wight (Insel vor der eng­
lischen Südküste) befin­
det , kl agte vor der Men­
schenrechtskommission 
deren Verhandlungen unter 
Ausschluß der Öffentlich­
keit stattfinden und die 
nach Möglichkeit gütl1che 
Vergleiche zu erreichen 
sucht - , weil ihm das Ho­
rne Office (Innenmjniste­
r i um, in England zustän-
dig für den Strafvol lzug) 
nach der Meuterei in Hull 
zwei Jahre lang den Zu­
gang zu einem Rechtsan ­
walt ven'leigerte. Reed 
wollte die Aufseher, die 
ihn gesch 1 agen hatten, auf 
Schadenersatz verklagen. 

Nach derzeit geltenden 
Vorschriften kann ein Ge­
fangener wegen einer Be ­
schwerde so lange keinen 
Anwalt einschalten, wie 
das interne Untersuchungs­
verfahren noch 1 äuft. Die­
se interne Untersuchung 
wird von "Prison Visitors" 
durchgeführt, einem Gre ­
mium von Außenstehenden 
( ähn 1 i eh dem deutschen An­
staltsbeirat), die über 
Diszipli narangelegenheiten 
in englischen Gefäng­
nissen entscheiden, von 
den Insassen jedoch mehr 
oder weniger als ein Or­
gan der Strafvollzugsbe­
hörden angesehen werden . 
Der VorvJurf \>JUrde erhoben, 
daß die internen Untersu­
chungen rei ne Verzöge ­
rungstakt iken seien , ins­
besondere bei Klagen we ­
gen übe rgriffen von Beam­
ten. Verletzungen sollten 
erst ausheilen, bevor ein 
Am'la 1t e i ngescha 1 tet \'/er­
den kann . 

Das Horne Office lehnt 
jede Stel lungnahme zu den 
beabs icht igten Änderungen 
~er Vorschriften ab; die 
Sunday Times hat jedoch 

INFORMATION 
eine Kopie des vertrauli­
chen Papiers an die Men­
schenrechtskommission in 
ihrem Besitz. Oie neuen 
Vorschriften ermöglichen 
es einem Gefangenen: 

.einen Beschwerdebrief 
an andere Personen als 
nur seinen Anwalt oder 
seinen Abgeordneten z~ 
schreiben - zum Bei­
spie 1 an seine Fami 1 ie, 
die dann für ihn die 
Sache weiterverfolgen 
kann; 

. sich über allgemeine 
Mängel im Strafvollzug 
zu beschweren, ohne daß 
dafür ein internes 
Untersuchungsverfahren 
in Gang gebracht wer­
den muß; 

.eine Beschwerde, die 
bei dem internen Unter­
suchungsgremium anhän­
gig ist, nach Z\-.rei ~lo­
naten bei einer unab­
hängigen Perspn außer­
halb des Gefängnisses 
vorzubringen, ohne daß 
er den Ausgang der in­
ternen Untersuchung 
abvJa rten muß. 
Der letzte Punkt ist 

das wichtigste Zugeständ­
nis. Im Falle Reed wurde 
die interne Untersuchung 
erst nach 27 Monaten ab­
geschlossen. 

Die Regierung sagt zwar 
in der Stellungnahme für 
die Menschenrechtskommis­
sion, die Änderungen hät­
ten nichts mit dem Aus­
gang von Reeds Verfahren 
zu tun, trotzdem ist die 
Sache den Behörden ganz 
offenbar sehr peinlich. 

Die Regierung gibt da­
rüber hinaus zu, daß Reeds 
Briefe, in denen er sich 
über die Mißhandlungen 
beklagt, von der Anstalts­
leitung angehalten oder 
verzögert wurden; sie er­
klärt dies jedoch damit, 
daß man erst eine interne 
Untersuchung habe durch­
führen wollen, um Reeds 
Beschwerde sofern sie 
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gerechtfertigt sei - rasch 
abhelfen zu können. 

Reeds Menschenrechte 
seien nicht verletzt wor­
den, behauptet die Regie­
rung in der Stellungnah­
me. 

Die offizielle Unter­
suchung wegen der über­
gr1ffe im Gefängnis von 
Hull kam in Gang, nachdem 
Reed, ein ehemaliger Pa­
tient der Anstalt Broad­
moor, vom Gefängnis ~Jin­
chester, in das er verlegt 
worden war, der Polizei 
einen Brief schrieb . 

In seiner Zeugenaussa­
ge bei dem Prozeß gegen 
die Gefängnisbeamten sag­
te er: "Ich war mein gan­
zes Leben in Institutio­
nen, Waisenhäusern, Bes­
serungsanstalten und Ge­
fängnissen und habe die 
ganze Zeit gesehen, wie 
Insassen geschlagen wur­
den. Ich meine, es ist an 
der Zeit, daß jetzt etwas 
dagegen unternommen vli rd." 

Er begrüßt die beab­
sichtigten Veränderungen, 
hält sie jedoch nicht für 
weitgehend genug. In ei ­
nem Brief an Phil ip Hamer , 
einem Rechtsanwalt in 
Hull, der seinen Fall in 
Straßburg vertrat, schrieb 
Reed, die Regierung "sagt 
nicht, ob man bei einer 
schriftlichen Beschwerde 
immer noch wegen Verleum­
dung be 1 angt v/erden kann, 
vtenn bei der Untersuchung 
die Beschwerde als unbe­
gründet zurückgewiesen 
wird." 
In Klammern () = Anmer­
kungen des Ubersetzers 
MKG 28.9. 1980 

aus "The Sunday Times" 
vom 21.9. 1980 
"N ini sters Concede Victo­
ry to Prisoner" by Micha­
el Bilton 
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PRO & 
CONTRA 

Schreibt zum Thema~ 

M A D A M E G 0 U L 0 U 

VON FRITZ GRASSHOFF 

MADAME GOULOU IST TÄTOWIERT 
voM AusscHNITT BIS zuM SPANN, 
UND JEDER, DER SIE ENGAGIERT, 
SIEHT SICH DIE BILDER AN. 

DIE NACHTTISCHLAMPE BEI GoULOU 
BRENNT BIS ZUM MoRGENGRAU, 
UND KEINEM FALL'N DIE AUGEN ZU, 
SO SPANNEND IST DIE SCHAU . 

DocH WENN DER GAST - MAN AHNT ES KAUM -
NICHTS WEI TER MEHR ENTDECKT, 
DANN ZEIGT SIE IHM DEN ZWISCHENRAUM; 
DAS IST DER KNALLEFFEKT ! 

SAGT : 'BoN PLAISIR', UND LÄCHELT STILL. 
So LÄCHELT NUR GouLou . 
SIE WEISS. WAS JEDER HABEN WILL, 
SO GUT WIE ICH UND DU , 

SoGAR EIN 1·1AJESTÄTSBESUCH 
KOMMT HIER ZU SEINEM RECHT. 
SIE IST DAS SCHÖNSTE BILDERBUCH, 
UND JEDES BILD IST ECHT ! 
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LESER-DISKUSSION 

Mit dem folgenden Bei ­
trag von ~~erner Leschhorn. 
Dipl. -Psychologe in der 
Jugendstrafanstalt Plöt­
zensee, möchten wir unter 
unseren Lesern eine Dis­
kussion einle i ten überdas 
Für undWider des Tätowi e­
rens. 

In weiteren Folgen vtird 
"der lichtblick" Experten 
zu Wort kommen lassen, 
die aus unterschiedlicher 
Sicht zu diesem Themen ­
komplex stellungnehmen 
möchten. Darüberhinaus ist 
jeder Leser, der etwas da ­
zu zu sagen hat, eingela ­
den, dies zu tun , wenn wir 
auch nicht versprechen 
können, jeden Beitrag ab­
zudrucken. 

Wir haben zu diesem 
Thema keine vorgefaßte 
Meinung. die wir anderen 
oktroyieren wollen . Wir 
möchten eine sachl iche 
Diskussion in Gang setzen, 
aus der die vielschichtige 
Problematik ersichtlich 
wird, die an diesem Thema 
haftet und die wohl von 
niemandem in ihrer ganzen 
Trag\'leite und Folgenschwe­
re erkannt wird. der dies 
- mit welcher Motivation 
und Erwartung auch immer -
an seinem Körper geschehen 
läßt. 



Der Beitrag, den wir 
der Leser -Diskussion vor­
angestellt haben , verzich­
tet bewußt auf eine wis ­
senschaftl i che Erörterung 
des gesamten Fragenkom­
plexes oder eines Teil ­
aspektes, denn es soll 
niemand entmutigt werden, 
seine Meinung zu äußern, 
der sich in wissenschaft­
licher Hinsicht für inkom­
petent hält, aber über ei ­
ne Menge praktischer Er­
fahrungen aus ei genem Er­
leben verfügt, oder ent­
sprechende Wahrnehmungen 
in se inem 50zial en Umfeld 
gemacht hat . Diese tragen 
manchma 1 mehr zur Verdeut­
lichung der eigentlichen 
Problematik bei als eine 
am grünen Tisch verfaßte, 
hochge l ehrte Doktorar­
beit. 

Wie das vorangestellte 
Gedicht von Fri t z Grasshoff 
beweist, wollen wir die 
Sache garnicht so verbis­
sen sehen. Sogar Kari katu­
ren sind uns zu unserem 
Thema willkommen, sofern 
sie technisch und mora­
lisch abdruckbar sind und 
den Nagel auf den Kopf 

Macht 
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treffen, also mit anderen 
f~i tte l n etwas aussagen, 
was der Diskussion in ir­
gendeiner Weise nützt. 

Im Leserkreis des 
"lichtbl i ck" ist so ziem­
l ich alles vertreten, was 
mitreden kann: Tätowierte, 
die froh undglücklich wä­
ren, wenn sie niemals da ­
mit angefangen hätten und 
schon reichlich negat i ve 
Erfahrungen beim Versuch 
der Resozialisierung ge­
sammelt haben, Tätowierte, 
die stolz darauf sind und 
durchaus positive Erfah ­
rungen damit gemacht ha­
ben, zum Beispiel bei der 
Eroberung von Bräuten, die 
sich von denmeist potenz­
strotzenden Symbol -Bi 1 dern 
einen Abklatsch auf die 
sexuelle Wirklichkeit er­
hoffen, oder auf dem Rum­
melplatz, wo sie unterUm­
ständen als Peiker-Manne­
quin schon mal einen Hau­
fen Geld verd ient haben. 

Wir haben auch Leser, 
die wahre "Künstler·· sind 
und s i ch mit Peikern, na ­
türlich nur mit modern ­
sten e 1 ektr i sehen Geräten, 
im Knast sovi e 1 verdienen, 

PE I KERN 
von Wer ner Leschhorn 

Diplom- Psychologe 

In meiner über 10- jäh ­
r i gen Arbeit in Berliner 
Vollzugsanstalten bin ich 
auch zwangsläufig dem Phä­
nom~n "Tätowierungen" be­
gegnet . Selten war dabei 
die mir gegenüber gezeigte 

Haltung der Tätowierten zu 
ihren Hautbildern eindeu­
tig. Aus den vielen darü ­
ber geführten Gesprächen 
läßt sich ungefähr folgen ­
des resümieren : 

Wenige waren mit sich 
und ihren Tätowierungen im 
reinen . Aber es gab auch 
Leute, die das an sich 
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daß Feinkost-Frey vor Neid 
erbla ssen müßte. 

Und wiederum andere Le­
ser haben wir, deren Beruf 
es i st, die ganze schöne 
Pracht eines Tages wieder 
zu beseit igen , die Chirur­
gen und Derma to 1 ogen, oder 
auch die Internisten, die 
sich mi t den Folgeschäden 
herumschlagen müssen, z .B. 
Hepat i tis und ähnlichen 
Erkrankungen . 

Und natürlich den Mak­
kendoktor nicht zu verges ­
sen, den nicht, der dem 
Stigmatisierten hilft, 
seinen Komplex loszuwer­
den, und den nicht, der 
dem Tätowierten den Kom­
plex erst e inredet, um 
ihn nachher wieder ausre­
den zu können . 

Oder auch den Krimino­
logen, für den der Zusam­
menhang zwi schen Stigmati ­
sierung und Strafrückfäl ­
l igkeit eine tägliche Er­
fahrung ist. Siealle wis­
sen ein Lied davon zu sin ­
gen . Wir lassen uns über­
raschen. 

Redaktion sgeme inschaft 
"der lichtblick" 

~~ ........._ 

frei ? 
• 

schön fanden und von ande­
ren Personen entsprechende 
Bestätigung erfahren hat­
ten . So hatten sie auch 
kein Problem mit der Sa ­
che . 

Bei den meisten Ge ­
sprächspartnern lag eine 
ausgesproch~n ambivalente 
Haltung vor , ein . 'sowohl 
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als auch' . Man fand es 
schön, wäre aber gleich­
zeitig froh gewesen, noch 
eine 'saubere Haut' zu ha­
ben . 

Schli e ßlich gab e s die 
Gruppe derer , denen ausge­
spr ochen viel daran lag, 
die Tätowierungen wieder 
loszuwerden . Hier war ein­
deutig aus dem 'Phänomen' 
ein ' Problem' geworden . 

Im Rahmen von Ausfüh­
rungen gab ' es dann lang­
wierige Behandlungen, zu­
nächst durch Ärzte an Ber­
liner Kliniken, bis dann 
schließlich auch im Kran ­
kenhaus der Untersuchungs­
haftanstaltMoabit Entfer­
nungen vorgenommen wurden. 

Gerade durch die psy­
chotherapeutische Arbeit 
im Gefängnis gerät man an 
Insassen, denen sehr viel 
an einer Korrektur bishe­
riger Lebensgewohnheiten 
liegt. Sie suchen nach den 
noch verbliebenen Möglich ­
keiten einer gesellschaft­
lichen Integration und ei­
ner möglichst wenig in 
Frage gestellten Zugehö­
rigkeit zu ihrer Umwelt. 
Dieses Zugehörigkeitsge ­
fühl ist vtichtig, um nicht 
ständig verunsichert zu 

sein, ob man als ehemali­
ger Häftling nicht doch 
wieder.gebrandmarkt wird, 
wann immer es jemandem 
paßt , oder es jemand für 
sich benötigt . Die durch 
die Tätowierung verur sach­
te Stigmatisierung kann 
sich in diesem Falle äu ­
ßerst nachteilig für den 
um Resozial i sierung bemüh­
ten Entlassenen a uswi rkeii . 
Er trägt deren äußere Sym­
bole zu deuclich mit sich 
herum, weckt u . U. Mißtrau­
en, Angst, löst Fantasien 
aus von Brutalität ,· Knast , 
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Verwahrlosung : "wer weiß, 
was der schon alles hinter 
sich hat", oder "auch so 
einer" usw. Diese Assozi­
ationen kann der Betroffe­
ne ·selbst schwer beein­
flussen . Sie sind zu sehr 
abhängig von der Persön­
lichkeit des anderen, von 
dessen früheren Erlebnis­
sen, Herkunft, Unsicher­
heiten, Souveränität . 

Das Leben mit dieser 
Stigmatisierung bringt , 
wenn man sich nicht wieder 
zum alten Kietz zurückbe­
gibt, vermehrte Beanspru­
chung mit sich. Einer mei­
ner früheren Klienten bei­
spielsweise ging als Frei­
gänger täglich eine halbe 
Stunde früher zu seinem 
Betrieb, um sich unbeob­
achtet umziehen zu können. 
Niemand sollte seine Täto­
wierungen sehen. rvar er 
einmal ein bißeben später 
dran, ab.er immer noch ge­
nauso zeitig wie seine 
Kollegen, dann traute er 
sich nicht mehr in den Um­
kleideraum. Er wartete 
dann, bis sich keiner mehr 
darin aufhielt , und konnte 
dann natürlich nicht mehr 
pünktlich am Arbeitsplatz 
sein, was ihm wieder neue 
Probleme einbrachte. Es 
weckte in ihm auch zuse­
hends den Impuls, von der 
Arbeit fer nzubleiben . Noch 
lange Zeit nach seiner 
Entlassung lebte er mit der 
Angst , gefragt zu werden, 
warum er eingesessen habe. 
Seine Tätowierungen ver­
stärkten diese Angst . Da 
er ein schlechter Lügner 
war , neigte er eher dazu, 
sich zu verkriechen. Hier 
bedeuten die Tätowierungen 
eindeutig eine Verschlech ­
terung der Chancen- und 
Belastungsgleichheit . 
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Di e Bedeutung des Täto­
wierens innerhalb von 
Gruppierungen , die unter 
repressiven Bedingungen 
wie denen einer Str afan­
stalt oder eines Heimes 
leben, ist allgemein be­
kannt . Die Betroffenen 
selbst müßten sie am be­
sten kennen . Für sie mag 
es zwar die unterschied­
lichsten persönlichen Be­
gründungen fü r das Peikern 
geben. Wenn es aber ans 
entfernen geht, sind die 
Motive allerdings einander 
wieder sehr ähnlich . Sie 
stellen dann eine Ar t Kom­
promiß dar zwischen den 
ve!muteter; Erwartungen der 
Gesellschaft, den eigenen 
Ängst en vor ungewollten 
Fragen oder Mißtrauen und 
dem Bedürfnis, eine Ver­
gangenheit irgendwie los ­
zuwerden . 

Es stellt sich die Fr a­
ge, was getan werden könn - . 
te, "bevor das Kind in den 
Brunnen gef allen ist" . 

Als 1977 mit Heroinab­
hängigen in der Jugend­
strafanstalt Plötzensee 
eine Behandlungsstation 
eingerichtet wurde, war 
zunächst bei den Klienten 
kaum etwas mehr gef ragt 
als Tätowieren . Die Ther a ­
peuten glaubten, dies habe 
etwas mit Langeweile zu 
tun , und bemühten sich um 
ein umfassendes Programm. 
Aber es wurde weiter Ge­
peiker t , mit der ständigen 
Rede, diesesletz te 'Bil d ' 
müsse noch fertig gemach t 
werden , oder dies er ' Un ­
fall' müsse noch korri ­
giert werden . Und danach 
ging alles weiter v1ie 
vorher. 



Als schließlich die 
Abteilung im Vergleich zur 
übrigen Anstalt attrakti­
ver für die Klienten wur­
de, konnte das Tätowieren 
verboten werden . 

Tatsächlich wird seit­
her .auf dieser Abteilung 
nicht mehr tätowiert . Ich 
hatte damals den Eindruck, 
als hätten alle auf das 
Verbot ger,.;artet . Jeden­
falls ist die Angelegen­
heit heute kein Thema mehr, 
nachdem die Gruppe selbst 
das Verbot in den eigenen 
Regelkatalog übernommen 
hat. 

In der übrigen Anstalt 
wird derweil ei f rig wei­
tergepeikert . Dort kann 
man es auch kaum verbie­
ten - im Gegenteil. Man 
~!Ürde dadurch die bestehen­
den Impulse noch verstär­
ken. Dies hängt meines Er­
achtens damit zusammen, 
daß die fast natürlich zu 
nennende Gegnerschaft zwi ­
schen Gefangenen und Be­
treuern (oder Bewachern) 
dazu führt, daß man im 
Gefän<Jl}iS alles/ was an 
'Freiheit ' übrigbleibt, 
bis zur letzten Grenze hin 
ausschöpft. In die Zukunft 
gerichtete Vernunft bleibt 
dabei oft auf der Strecke. 
Negative Folgen/ die erst 
nach der Entlassung zu er- · 
warten sind , bedeuten we ­
nig. Man lebt (dies klingt 
manchem paradox) zu sehr 
in der Gegenwart und läßt 
sich von ihr sein Handeln 
bestimmen, egal ob mit 
oder gegen eigenen Wi'llen . 
Dies i s t eine durch die 
Funktion der gefängnis­
spezifischen Subkultur ge ­
gebene, zusätzliche Un ­
freiheit , die aus der Lo­
gik repressiver Systeme 

BERICHT - MEINUNG 

resultiert und gegen die 
es wenig Mittel gibt . Ich 
meine, daß Tätowieren zum 
Teil ein sichtbares Symbol 
der Unterordnung unter ein 
Zwangssystem ist, das man 
zwar ablehnt, mit dem man 
sich aber dennoch identi­
fiziert. Ich könnte man­
ches aus meinen Gesprächen 
mit Inhaftierten so zusam­
menfassen : "Die von mir 
erlebte Unfreiheit gibt 
mir das Recht/ gegen mei ­
ne eigene Vernunft zu han­
deln". 

Dieauf unserer kleinen 
Abteilung (20 Klienten) 
gemachten Erfahrungen las ­
sen sich nicht auf eine 
Strafanstalt allgemein 
übertragen . Dort ist eine 
solche Regel mit der damit 
verbundenen Sanktion "Wer 
hier tätowiert, muß gehen" 
schwer vorstellbar. 

Wir müssen also weiter 
mit der Tatsache des Pei ­
kerns leben, Inhaftierte 
wie Betreuer. Und wir müs­
sen es unterstützen, wenn 
sich jemand die Tätowie ­
rungen wieder entfernen 
lassen will. Wie mühsam 
und schmerzhaft das im 
Vergleich zum Aufbringen 
der Bilder auf die Haut 
ist, weiß mancher Betrof­
fene oder Arzt zu sagen . 
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Korrekturen von Fehlent­
wicklungen stehen oft in 
krassem Verhältnis zu den 
Fehlentv1icklungen selbst, 
sot-;ei t es den Aufr.-;and be­
trifft, und dies bestimmt 
nicht nur hier. 

Wünschens~;ert wäre je­
doch , daß diejenigen, die 
bereits eine Vorstellung 
von ihrer Zukunft haben, 
bei der solche Stigmati ­
sierung für s ie nach teilig 
wäre, sich nicht noch un­
nötig das Le ben schwerma­
chen, indem sie sich allzu 
sichtbare und schwe r zu 
entfernende Tä~owierungs­
male beibringen. Inwieweit 
damit auch die Gefahr der 
Hepatitisinfektion oder 
der Übertr.agtmg andere r 
Krankheiten verbunden ist, 
sollten berufenere Le uce 
deutlich machen. Aber auch 
dies dürfte nicht allzu­
viel nützen. Vielleicht 
kann jedoch eine möglichst 
sachliche Diskussion der 
Thematik dazu beitragen, 
daß auch aus den Reihen 
der Mithäftlinge ein Ein­
fluß zugunsten eines Rück ­
gangs der Peikerei ausge ­
übt wird, der für viele 
später vorteilhaft wäre. 

1 rER LIcHTBLIcK 1 



INFORMATION 

GRUNDSTEINLEGUNG EINER NEUEN JUGENDSTRAFANSTALT IN PLÖTZE NSEE 

JEDER NEUBEU EINER STRAFANSTALT BEDEUTET VERSAGEN. I I I 

REFERATSAUSZÜGE DES SENAT9R's FÜR JUST IZ UND DES ANSTALTSBEIRATES 

KEIN GRUND ZUM FEIERN , 
aber doch zum Hoffen war 
die Grundsteinlegung für 
die Jugendvollzugsanstalt 
Plötzensee am 16.10 . 1980. 

Nach mehrjähriger Ver­
zögerung durch schwierige 
Planungsverfahren können 
nun endlich die baulichen 
und organisatorischen Vor­
aussetzungen für e i nen be­
handlungsorientierten Ju­
gendstrafvollzug in Berlin 
geschaffen werden . Die 
bisherige Jugendvollzugs­
anstalt Plötzensee , deren 
Gebäude aus der Zeit von 
1868 bis 1876 stammen, 
sind für einenzeitgemäßen 
Jugendstrafvollzug völlig 
ungeeignet. 

Auf einem 40 .000 qm 
großen Gelände , in das zur 
Bereicherung der Freianla­
ge auch ein bestehendes 
Wäldchen einbezogen \ ... urde, 
werden 325 Haftplätze für 
männliche junge Gefangene 
entstehen , auf sechs drei­
geschossige Gebäude im Pa­
villonstil verteilt. Die 
Häuser sind für den Wohn­
und Behandlungsgruppen­
vollzug konzipiert, jedes 
Haus für zwei Gruppen mit 
bis zu 25 Häftlingen. 

Daneben \•tird es ein Be­
handlungszentrum mit Dia­
gnostikum, Krankenstation 
und Aufnahmeabteilung mit 
25 Plätzen geben . Weitere 
Bauteile der neuen Anstalt 
sind eine Turnhalle , ein 
dreigeschossiges Werk­
stactgebäude mit einem 
differenzierten Angebot 
von 200 Ausbild.;ngsplätzen 
und einer Berufsfindur.gs­
gruppe mit 25 Plätzen so­
wie das Kulturzentrum mit 
dem schul - und Freizeit­
bereich und einem Besu­
cherforum . 

NOVEMBER '8t) 

Mit rund 80 Millionen 
Mark Gesamtkosten ist das 
Bauvorhaben veranschlagt. 
Die Bauzeit soll 3 Jahre 
betragen . Bei der Grund­
steinlegung hielt Justiz­
senator Gerhard Neyer ein 
vielbeachtetes Referat, 
das alle ander Humanisie­
runq des Strafvollzugs In­
teressierten hoffen läßt, 
daß in West- Berlin gegen 
alle Unkenrufe einer s tar­
ken Lobby des alt-gewohn­
ten Sühne- und Vergeltungs­
vollzugs an der Verwirkli­
chung des vom Gesetz vor­
geschriebenen Behandlungs­
vollzugs festgehalten wird, 
zumindest von den verant­
wortlichen Politikern, die 
sich ihrer liberalen Ge­
sinnung nicht nur zur 
Wahlzeit verpflichtet =üh­
len . 

Folgende Ausführungen 
aus der Rede des Senators 
lassen daran keinen Zwei ­
fel: 

" ... Der Strafvollzug nimmt 
auch heute noch im Bewußt­
sein der Bürger einen 
nachgeordneten Rang ein . 
Es bedurfte und es bedarf 
langer, eingehender Uber­
zeugungsarbeit im politi­
schen Bereich ebenso wie 
im Umgang mit dem Bürger, 
um für den Vollzug das 
Verständnis zu \-vecken, das 
erforderlich ist, um ihn 
angemessen zu fördern. 

Als ein Ergebnis dieser 
Arbeit ist es zu werten, 
daß der Strafvollzug in 
Berlin Schritt für Schritt 
mit neuen Anstalten ausge­
statte~ wird, die den Er­
fordernissen eines huma­
nen , resozialisierenden 
Vollzuges genügen . Gleich­
wohl möchte ich betonen, 
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daß es mir schwerfällt , 
die Grundsteinlegung einer 
Anstalt zu "feiern". Auch 
in dieser Anstalt werden 
Menschen hinter Gittern 
und hinter Mauern leben 
müssen. Dies ist wahrhai­
tig kein Grund zum Feiern . 
Eine Strafvollzugsanstalt 
ist ein Symbol für mensch­
liches Versagen : Für das 
Versagen des Einzelnen, 
aber häufig leider auch 
für das Versagen seiner 
Mitbürger. 

Der Vollzug bewegt sich 
am Rande der Gesellschaft. 
Er erregt Aufmerksamkeit 
nur dann, wenn Fehler ge­
macht werden, die die Öf­
fentlichkeit aufgreift. 
Im übrigen besteht die 
Neigung, ihn zu verdrän­
gen. Strafvollzug ist aber 
eine Aufgabe, der sich 
Staat und Gesellschaft 
das heißt \.,.ir alle - stel­
len müssen. Der Strafvoll­
zug ist ein Spiegelbild 
der Schattenseiten unserer 
Gesellschaft und zugleich 
die Aufforderung, uns der 
Menschen anzunehmen, die 
abseits stehen . Dies liegt 
sm.;ohl im Interesse derer, 
denen in den Vollzugsan­
stalten geholfen werden 
soll, künftig ein straf­
freies Leben zu führen, 
als auch im Lnteresse der 
Bürger, die vor weiteren 
Straftaten geschützt wer ­
den müssen. Der Resoziali­
sierungsauftrag läßt es zu 
und fordert es, ein kalku­
lierbares Risiko im Ein­
zelfall einzugehen, nicht 
aber eine unübersehbare 
Gefahr für die Allgemein­
heit . 

Auch \.,.enn andere es be­
zweifeln : Ich bin ein Ver­
fechter der These "Thera-



piestatt Strafe" . Dasbe­
deutet aber auch , daß der 
Jugendvollzug als das ak­
zept ierr wird , ·.-Jas er nur 
sein kann : die ultima ra­
tio in einer Kette vorge­
schalteter B~treuungsein­
richtungen und Hilfsange­
bote vom KinderQarten bis 
zur geschlossenen Hcimun­
terbringung . Der Juaend­
vollzuq .. .,ar in der Ver­
gangenheit immer der Vor­
reiter der Strafvollzugs­
gesetzgebung . Durch das 
Inkraftt~~ten des Straf­
vollzugsges~tzes ist der 
Jugendvollzug in den Hin­
tergrund getreten. Er ist 
in den letzten Jahren durch 
bundeseinheitliche Ver­
waltungsvorschriften ge­
regelt worden . Da dieser 
Zustand nicht lnngenommen 
\-Jerden konnte , hat die Ju­
gendstrafvollzugs-Kommis­
sion einen Entwurf zur 
Fortbildung des Jugendge­
richtsgesetzes vorgelegt . 
Die darin enthaltenen Zie-
le , nämlich vermehrte 
Heimunterbringunq der Jun­
gen Straffälligen anstel ­
le von Unterbringung .n 
einer Jugendstrafanstalt , 
verbessertes Netz von Er­
ziehungs- und Eingliede­
rungshilfen , Verbesserunq 
df>r schulischen und heruf­
lichen Bildung , Training 
d~s sozialen Verhaltens 
so\üe die Schaffung beson­
derer Vorkehrungen für die 
Behandlung drogenabhängi­
ger Gefangener begrüße ich 
ausdrücklich . Gleichwohl 
haftet dem Entwurf ein er­
heblicher Mangel an; die 
geplante Änderung des Ju­
gendgericht:sgesetzcs sieht 
gleichzeitig die Beibehal ­
tung von drei anderen ge­
setzlichen Regel unqen vor . 

Dies führt dazu, daß 
das Gesetz unübersichtlich 
wird ; seineAnwendung , die 
die Rüc~verweisung auf 
verschiedene andere Vo r­
schrif t en vorsieht , ist 
für die Vollzugsmitarbei-

INFORMATION 

<:er unzumutbar . Ich .forde­
re daher den Gesetzgeber 
nachdrücklich auf , in e~­
nem einheitlichen Gesetz 
die Ma:erie des Jugend­
strafvollzuges insgesamt 
zu regeln . Nur so ist ei­
ne effektive Handhabung 
dieses Gesetzes möglich." 

~it deutlicher Skepsis 
\·mrden die Ausführungen 
des Senators ergänzt von 
der vorsitzenden des An­
staltsbeirats der Jugend­
s t r afanstalt Plötzensee , 
Rotraut Linde nberge r, die 
dem Senator zwar ausdrück­
lich dankte für dessen Be­
jahung des Plötzenseer Mo­
delles und sein erneutes 
Be~enntnis zum Resoziali­
sierungsvollzug, aber 
dennoch aus den oftmals 
bitteren Erfahrungen des 
Anstaltsbeirats in den 
ver gangeneo Jahren mit der 
Vollzugs~irklichkeit und 
einer allzu gleichgültigen 
Öffentlichkeit nachdrück­
lich vor der Illusion 
v1arnte , daß der neue Bau 
an sich schon die Ven,irk­
lichung des neuen Voll­
zugsmodells garantiere . 

Der neue Vollzug müsse 
vie lmehr getragen werden 
vo n den Menschen , die an 
ihm und in ihmarbeiteten . 
Dies könne nicht erst vom 
Tage des Einzuges an qe­
schehen . Schon in der al ­
-.:en Anstalt müßten d1e 
Voraussetzungen dafür ge­
schaffen werden , daß in 
der neuen Anstalt auch 
neue \'leqe beschritten wer­
den . 

Das ?lötzenseer Modell 
"Jug~ndstrafe ist Sozial­
tilerapie" , das vor Jahres­
frist von einer Arbeits­
gr ;ppe fertiggesteilt ~ ... ur­
de , sei auf diesen Bau , 
der noch gar nicht stehe , 
zugeschnitten . 

Noch vor dem Umzug sol­
l e n , so sieht das Ko nzep t 
vor , ineiner 18- monatigen 
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Er pr obungsphase die ersten 
Erfahrungen mit dem Mod ell 
gemacht und aus ge\ve rte t 
werden . Der Beginn diese r 
Modell - und Einführ u ngs­
phase 1t1ar vorgesehen f ür 
den April d iese s J ahres . 
Eine der Voraussetzungen 
für ihren Beg inn war die 
kürzlich erfolgte Eröff­
nung der Nebe na nstalt in 
Neukölln . ~vicht:ig ist nach 
Auffassung des Beir ats 
auch die zweite Voraus­
setzung , näml i ch die Be­
reitstellung des notwendi­
gen Fachpersona l s . Bevor 
die persone l l en Vo rausset­
zungen ni c ht geschaffen 
seien , könne die Anstal t 
auch von ihrer Struktur 
her eine solche neue Ar­
beit nicht leisten . Der 
ganze schöne neue Bau sei 
zwecklos , wenn er nicht 
mit erprobter und bereits 
praktizierterinhaltl i cher 
Arbeit gefüllt werden kön­
ne . 

Es dürfe auch durch den 
Bau eines neue n Gefä ngnis­
ses , das da das a lte 
auch weiter h in benutzt 
werden solle - eige ntlich 
nur zusätz l icheHaftp l ätze 
schaffe , ni chtdie Bereit­
schaft zu Vollstreckungs­
s t op und Gnadenerweis ver­
nachlässigt werd~ , auch 
wenn der Überbel egungs­
druck einma l geringer wür­
de . 

Al~ernativen zum Frei­
heitsentzug wie Bewäh­
rungshilfe als eigenstän­
dige Maßnahme und vor al ­
lem die Schaffung bessere r 
Chancen für aufwachsende 
Jugendliche gerieten zu 
sehr aus der Bl i c krich­
tung , wecn s ich neue Mo­
delle isol iert auf den 
Strafvollzug konzentrier­
ten . Die Verhä ngung einer 
Haftstraf e sei und b l eibe 
immer auch eine Bankrott­
erklär ung gegenüber dem 
J ugendlichen vonseitender 
Ge se llschaft , in der er 
aufgewachsen sei. 

'DER LICHTBLICK' 



Untersuchuitgshaft für Jugendliche 
schlimmer als Jugendstrafanstalt 

18. Deutscher Jugend-Gerichtstag in Göttingen eröffnet 

G ü II i n g e u ld lp1. Dir UntCJ~uchungs- 1 AuslCindcr, die •n der Altersgruppe der 14· bis 
halt i~>t f!\1 st ral i:illige Jugendliche ofl schlim- l8Jä!H i!lCn bun<ie~weit doppelt so hoch liegt 
me r als eine llaHstrafe in e iner Jugendst rai- wie in dP.r VNgleicnsnruppe j unger Deut· 
anslalL Zu die,.,e r f;.inschätzung kam Christian ~cncr. Pf<>tlrr hrl.l;.sqle, daß es zu weni~re päd­
VIt•lier, GI'~Clldt:~>!üh rP r tlPr Dl'ul<,chen VE>r- a~fogisd\c S.tnk1•<•n~möglic11kciten für AuslCiu­
!•IOigunq tilr Jugt>ndqerirhh• und J ugendge- <IN q"'be uncl ~lP dc-,hcolb h;iu(lqer in. Juqend­
riclll'>hillc> l'i( iu:r s<~gtP a m l\lontag ln Göl- rres•e emqr·w t•··H~n wurd<'n. Es seL zu be· 
llngc•n 7U ßl.!gmn dl's IR. DC\IIM·hen Juqend- lt l'_<h:Pn,_ ~·•II eh~· ~us. t-lill.Iosi·rk.eil gch~rene 
Cerlchl ~!clgl':, vor .lournali'>len. 10 dt·r Unler•;u- K~•:oJIDdllldt d~r 1·1· hs'i lllJdhl1qen Auslander 
chunrr<;hdh lft''chehP m it d<'n .luqendlk ht'n P T- Wl':lNf!Che 111>cl auch i.!Uf die 18- bis 21jähri-
1Jt•IH Til>< h !JtH' s:ichh. ~'" ,,,lic•n volllq di!E>in ·v·n ub<•rrJTP.IIt:n Wl'rd~·. Rtc;her liE>!ie d1e Krimi­
ln ein Pr Zc·lh•. unrt s!'il·n .nach dn•i bh. viet 1 nrtl•~dt Pr\·. otChs<>m·r Ausldnuer noch unter der 
~1on.tlt•n k.wm "''' h dn'pr<>chhdf." ßltndesju- (;er deutschen ßpvulk•• unq. 
<;!IWHIU,t.· r \ <Ht••l ~~t•dig:e _Verbl'~"crunuen Du~ R•l<:klclllquole iws JU<Jrndlichen Slraltd.· 
Ihr . den .JuqPIHI\lTal·"olllltQ tn tlc.>r n.>ch~l.en LPtll •n cler Bundt•:..r.•pub' h. >l nach Untt!r~u­
l•'<ltiolc!tuqwnode illl. . rhunqt·n Plt•Jicrs. th·r t\•i'"'-' nl dn der lJnl\·~r-

n.t· ·• l.!''' '· "" r·" ·;. "' \l'"'''•dtV•' 1·11.1 ~!ldl :VIundH'n isl. sehr qt•rmq. E!wd 70 Pro­
' 111lc ·•·d•u I •: •'" ••· l l •ol •·tl•lHt'IIHIIJ 111 ct-1 1rnt dE't 14· !tt;; lflt;ihnqr·n "'·rclcn nur einmal 
r.t·:n I I • 1••114 1'''' :111 ~,·,rc! ''1111 '\llt.'ulwn ~llcil.illtq. i'.Phn h s 15 ·Prnzt:nt hörE-n nacb ei· 
<I•·· \' '''"''"' n ,:. r ÜI'H'-t'bf·n \' r• 1n1q~~nq 11,., zwl'ill:n Strdh· '"''· Ucr harte Kern cfpr 
f••• ·'""': ,., •''• •PI •

1
' 1'I•••·I<Jtfllilhbr.ft• !wr>t.tliHJf'll licqt! lh'l '''"'' Zl!hn Prozent. 

t• •' "'I .... h t • : · ' r.o ,. . · " "'1\trl q<•t•n,zl •• S•)!1Sl mullt<'n Y.•r 111 m lt·~n l.1hren in cler 
,. • 1 t! \ ..... , nt .r:~"$. 111 •• 'I'- t."'H"h ... p, unrl .t\.1:~unuh:\lt Pr.."._hlleu'"', me1nrt,; Schiiler-Sprtn· 
1-11 1 • .. •, I '" , ..•.• ' 1 '.·: .s:r.J,l..al~ct • · lu- <;mam zu tl:f''>~'n Zthlt·n. L>.c. würJe .dllt- Ge· 
• 1 n•!., •' l\ .•:m · ' 1 I' • • 11 " I •J•lllrt~e f(,uqn.:,st• :-prP;\lli'll". 
;)\f,.lJI,u \fll J• •· :\ t • • c; ht,:tc.;u "'''"'·h"r 'n 
\ ·n , : ,.a l. tnq,J , •• :.ttt'·l '• •lt·u s•r..uvc.!l711<t tliH' III"Clzli< ht- V<'rhc~"•'ltlllq dt•s Jnq!'nd-

'•·::. • 1 I• ~• .'o-.~: ,. i.. •wltUn<l'h''llnt>. Der S•r;tJ;·o!fnt•fs h<1L Bumlr!<.JU'>ltzminister Vo!JCl 
\'•• ·.._ l<l • •• , • ,,,·! ,,·:,rll<~t n \t·II·1Ssunq 1s' t~t'fiJ h<'i dem .Juq ... ltd·':;.-richlstaq anqekun-
1,,11 1 .1\•·1~, • • r·:· 1o .~ l""'"ndt•r• ••:r du~ .lun IIHJL ln M':n•·•n Mm•"l!'rlum sciP.n bereits Enl· 
<1" "II ~ 1 .. ! , t ""'1 "'" lltt R< qdhtll m dt:>r 1\IHW !'IMh!•tl!'l wotdt•n. J)abei sollen die 
II ·• 11·111!· ,,, ~ c •••. ,annl\.,,..s zu , Kncrltl<•n" lf'thl'l'!'il•tt<' I:llll!'ttunq von ß~~w<ihrun9shilfon 
c!1·; <~tl• ,,.n ll«l::.n•i•' 1\Wtt.-tl Ltnd rn•lt~ssunylivurh<'teitun\lfrll sowie dieZnhl 

Ln l• d>t••t~k r. 'il> d!'S .'UtJ«rld·< ;t•nchtslttqt>S, d<•r Pli:i17(' lilr BildnnQ'-tnilßr.ohmPn im Ju­
:·' "' •n ll ... Zn'<\ !l•,J Bt •s!J.q il(IU .hHH!OrlTiC'htcr, •wnd<.lr<JIVUJI:t.ug und rhe Unterbringung m 
~· •• 1 ,, ,..,, ,ut~ ·vw .. 1-trllet'."r uncl .luqPndqE'- \\•ohn t:UftflPO bl'nirk~Khtlott werden. Die 
:Jrh•,h"l'>-r :, •H•• : ;-;,.,.,~, .,:ul r •<•ttanq<"l kom- I:ntwqrtP "oll<!n un nac:hstl'n Bundestag ver­
llh n. t,,•ldoo s• h :n.~ rter "llmm<~ltlul JliOQt!" aiJschictiel w~:nlt.>n. 

Die psychis< 
Rechtsbrec~ 
Eiekaiborn ; 
Große Personalnot im 
1-: I <' 1;. t> I b o r n (lnw). tln katast. 
crrn s011 ic eine bE>!Iorgnis("rregen. 
drr Behandlun~r und l ' nlerbrinl{\ 
offenbar , ·or immt r größer wer 
nach :'\RW -Gesundheitsminis ter 
m in isterin Donnepp das west tälf 
in dt"m zur Zeit 400 psychisch kra1 

.·\ 'lJ!Cbcht:< cks P~r~otMI- un, 
n ... ummangcls mal\cn du~ V!'rlrC'­
tcr dl'" l.andschaft~~:croand<·­
\\'c:slfnkn- Lippe ein beäng:.tigcnd 
·Iuster<':> Bild \'On den Bchand­
lung~moglichkC'!ltm dtC!\CI' Pro­
blemgruppe \'On Po!Jenten: ,Jede 
zweite Arztstelle und Jede sieb­
te Pflegestelle sind unb(•selt,l. Zu­
m!!lde~L da;: Raumprobl~·m ~oll in 
ah~t>hban'r 7.C'il tmt l'incm K\'1-
·h'llöUfW.<'<'I \'Oll 1'1\\<t ('hn :\.hl­
ltt•tl-.'11 i\lark ciurd1 emc m Unna 
;:' pl&ntl' Ent last ung::.c; nnc:h tun{: 
für Knapp 100 psychisch kranke 
Rechtsbrecher entschärll \\erden. 
Die Kosten !ur diese!; Projek\, 
~o \'er~ichene die .Tustizmint:,le­
rin, werden .. voll aus Landcs­
mlttet.n" übernommen. Schwle­
ri~;keiien bereiten jedoch hin­
:slcht !ich der Standortfrage liCil. 
geraumE.'r Zeit neben .,archall;chen 
Vorurteilen.. der Bevölkerung 
Aurgerinitia\ive. clie durch den 
Bau der Anstalt eine Wertminde­
rung ihrer Grundstücke befi.irch­
ttn. 

Neue Fragen zum ;Tod in Stammheim' 
Stern: Ermittlungsbehörden haben Erkenntnisquellen bewußt nicht ausgeschöpft 

Harnburg (dpa) 
Bei den Untersuchungen um den auf­

sehe nerregenden Tod der drei Terrori­
<~ten 1\ ndreas Baader, Jan-Carl Raspe 
und Gudrun Ensslin vor fast genau drei 
J a hre n im Gefängnis Stuttgart-Sta mm­
heim haben die Ermittlungsbehörden 
wichtige Erkenntnisquellen bewußt 
nicht ausgeschöpft. Dies behauptet das 
in Harnburg erscheine nde Magazin 
.. s lern· in s einer heute e rscheinenden 
A usgabe. Der Bericht, der sich mit bisher 
gehe imen Tatortfotos und Aktenausz ü­
ge n als Dokumentation prCisentiert, 
mdcht nach Auffassung des ,.stern" eine 
ne ue Unters uchung der Todesfälle 
u numg<lnglich. 

Ndch den Rffherchen des .stern• gibt 
eo; im Fall Baader einen bis heule unauf­
geklarhm Widerspruch zwischen den 
Fe.,t!>Lellungen der Gcricht~medizmer 
und etnem Gutachten des Bundeskri{lll· 
nalumlü~ (BKA). Wahrend dre GNichts· 
m,•dizincr fl''>lgf"stellt hatten, daß Baa· 
der o;tch durc-h einen aufoeset'Zlcn Kopf· 
schuß getötet habe. komme der Gutach· 
te r des BKA zu dem Schluß, daß .der 
Schuß a us.eine r Entfe rnung zwischen 30 
und 40 Ze ntimeter abgefeuert wordem 
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sein müßte• . Ein aufgesetzter Schuß 
könne nur mit einer Verschleppung von 
Pulverschmau chspuren e rklärt werden. 
Diese An n ahme des Gutachters sei aber 
ni rgends weiter geprüft worden. 

lm Fall G udrun Ensslin, die am Zellen­
fenster erhängt gefunden wurde, ist de m 
. stern • -Be richt zufolge vesäumt wor­
den, mit Hi!Ie des .Histamin-Tests• wis­
senschaftlich exakt den Erhängungstod 
festzustellen . 

Dte wichtige Frage, ob Raspe, als e r 
gefunden wurde, die Waffe tn der H a nd 
gehabt oder ob sie neben ihm gelegen 
habe, sei von den Beamten am Tatort u n· 
te rschiedlich beantwortet worden . 

Im Fall Möller ist nach .stern" -Re ­
chPrchen davon ausgegangen worden, 
daß sich die Terroristin die Stichverlet­
zungen selbst beigebracht habe, da die 
tiefsten Stiche nur vier Zentimeter tief 
eingedrungt>n ~eien. Wenn em anderer 
sie hatte tötE'n wollen, wäre es eine Klei­
nigkeit gewesen, tit>fer :zu stoßen, um 
den Herzbt>ulel zu trefien. Dem .stern• 
zulolge findet sich in der Ermittlungsak­
te aber die Aussage des operierenden 
Arz tes, der von E'inem sieben Zentimeter 
t ie fen Stichkanal spricht. 
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·ophalt>r 1\'Iangel an .'\rzten und Pfle.­
dE- Raumnot sft>llen die Politiker bt>i 
.ng vurhisch krank~r Rt>chtsbrecher 
tiende Probleme. ~ur zwei Wochen 
l-'arthmann besuchte gestern Justiz­
;che Landeskrankenhaus Eickelborn, 
Jke Rechtsbrecher untergebracht sind. 

·Zur Linderung der Per;;onalnot 
hal man m Eickelborn. dem 
.. Sorgenkind des Landscha!t~vcr­
bandc:r'. ein spezidies .. Arzte­
beschaffung~programnr· f'ntwik­
keiL l\lcdizin::;tudenten, die ;ich 
vN·pflichten. nach ihrer Ausbil­
dung mindestens fünf Jahre hier 
zu arbeiten. erhalten nach ihrem 
Phy~ikum einen monatlichen Zu­
~chuß \'Oll 900 :\Iark bis L.um Stu-
dl<'ncndc 

Zur Zl'il befmdE>n ;.Jch 40 an­
gehende i\ledi;dner in dieser För­
derung. Dennoch gibL e~ keinen 
Grund zur Euphorie, da in der 
Vt::rgangenheit 85 Prozent der Ge­
fördenen nach Ausbildungs;;chluß 
die Zu~chüsse einschließlich Zin­
sen zurückzahlten, um nicht in 'Ei­
ckelborn arbeit<>n zu mtissen. 
Selbst von den restlichen 15 Pro­
~enl drohten noch einige mit 
Rückzahlung für den Fall. d<tß 
man sie nicht in einem an-deren 
Landeskr.ankenhaus als Eickel­
born einsetzen werde. 

Justizverwaltung: Drogenberater 
sind kein Sicherheitsrisiko 

Mit dt>r Drohung vorerst nicht mehr in der 
Frauenhattclnsto1t Lehrter Strdße arbeiten zu 
wollen, reagierten geo;tern Drogenberater auf 
eme l\ uBcrung de<; Sprechers der Justizver· 
Wdltu.:g. Die-;er hdtte. wie :Sonnabend berich· 
tct. !:J<'«agt, aud1 Droaenherater müßten beim 
Eintritt in die Haltanstalt kontrolliert wer­
clf'n, schon nm die Anslolt .,clean• zu halten . 
. l·fler handelt "~ sich um ein bedauerlidles 
l\'IißvPrslilndnis·•, Nkl<irte jetzt der Sprecher 
dl'r Justi·~vPr\~llung. Soweit anstaltsfremde 
Per-;ouen bdm Betrctf'n von Berliner Voll­
zuc;san~t<tllen durchsud1t würden, erfolge 
dit'se dl'r Sich!'rheit di<"nende Maßnahme 
ohnE.' An;ehen der Pe1·son und unbeschadet 
ihrer Funktion, um ein gezieltes Mißtrauen 
gcc;cn ein;-.elne Personen nicht aufkommen zu 
la~~en. Sie stelle somit nicht nur eine Aus­
JOrmung des ali~Jeruemen Gleichheitsgrund­
satzes d<>r, sondern sd1ütze zugleich den Be­
surller vor ungered1tferligten Verdächtigun­
gen. Der möglichenveise entstandene Ein­
druck, Drogenberater stellten f(u die Voll­
zug!;anstalten ein Sicherheitsrisiko dar, ent­
behre jeder Grundloge. Die Drogenberater 
Ieisteien einen außerordentlich wichtigen BeJ­
trc~.g zur Behandlung der Drogenabhängigen, 
auf den dUch in Zukuntt nicht verzichtet wer­
den könne. (Tsp) 

15jährigcr im L -Bahnhof l>craubt 

Betreuung senkt Rückfallquote 
Modellversuch befaßte sich mit inhaftierten Frauen 

Bonn (Reuter) 
Die Rückfallquote weiblicher Strafge­

fangener kann durch eine intensive Be­
treuung gesenkt werden. Dies ist das Er­
gebnis eines Frankfurter Modellver­
suchs, den die Bundesregierung im ge­
samten Bundesgebiet zur l'tachahmung 
empfiehlt. 

Wie der Parlamentarische Staatsse­
kretär im Bundesfamilienministerium, 
Zander, gestern ,in Bonn mitteilte. ka­
men von 50 kriminell schwer vorbelaste­
ten Frauen, die im Modellversuch länger 
als ein Jahr betreut worden waren, nur 
zwei wieder in Haft. 

Die Betreuung der Gefangenen durch 
die. Anlaufstelle für straffällig geworde­
ne Frauen• begann sechs Monate vor 
Haftentlassung und ging nach der Ent· 

Gefangene basteln 
für 275-Jahr-Feier 

Einblicke in zehn verschiedene Hand­
werkssparten ermöglicht eine Ausstel­
lung im Festsaal des Charlottenburger 
Rathauses. Die große Auswahl hand­
werklicher Arbeiten haben Gefangene 
der J ugendstrafanstalt Plötzensee zur 
275-Jahr-Feier des Bezirks angefertigt. 

Fünf Meister stehen Besuchern von 9 
bis 17 Uhr Rede und Antwort. Zu sehen 
gibt es zum Beispiel Schlosserarbeiten, 
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lassung weiter, benchtete Zander. In 
Einzel· und Gruppenge~prachen beka­
men die Frauen psycho-soz1ale Hilfe: Bei 
Entlassungsangsten, fehlendem Real i­
tätsbewußlsein, der Un!ahtgkeit zu pla· 
nen und der Neigung, Konflikte durch 
Alkohol. Drogen od•!r rasche ~lännerbe­
kanntschditcn zu lö~en. 

Bereits wJhrend ctrr Haftzelt stellte 
d1e .. Anlau!stclle" Verbindungen zu den 
meist in Pflegestellc~ untergebrachten 
Kindern her und \·crmttt~;lte Kontakt.:­
zu allen und neuen Partnern sowie Ver­
wandten. D1e Mitarbeiter der Arbeiter­
wohlfahrt - diese HUfsorganisation 
stellte das Personal der .,Anlaufstelle" ­
halfen bei der Suche nach Wohnung und 
Arbeitsplatz, bei Antragen auf Sozialhil · 
f<>. finanz1~1le Obergangshilfen und 
Wohngl'ld. 

Druckverfahren, Kunsthandwerk oder 
Tischlerarbeiten. Schachfiguren, a us 
Zinn gegossen. Lamp<>n. Holz- und Le­
dergegenstände oder ReproduktiOnen 
alter Uhren bieten sicher eimge Anre­
gungen auch für Hobbvhandwerker. 
. Couturiers" hir:ter Gittern schnc1der· 
ten Kostüme und Kleider. die in der Aus­
stellung nicht fehlen. In monatelanger 
Kleinarbeit bereiteten die Häftlinge ih­
ren Beitrag zum Geburtstag des Bezirks 
vor. Die Ausstellung ist noch bis ein­
schließlich Freitag im Rathaus, Otto­
Suhr-AIIee I 00, zu sahen. 

I DER u CHTBLI c·K I 



In Nr. 10/80 zitierten 
wir ausgerichtlichen Ent­
scheidungen der Strafvoll ­
streckungskammer in Strau­
bing, worin es um die An­
haltung von 11 Lichtblick 11

-

Ausgaben in der JVA Strau­
bingging.Wie unseren Le­
sern erinnerlich, erhielt 
der antragstellende Straf­
gefangene Recht und bekam 
die angehaltenen Zeitungen 
nach Unkenntlichmachung 
der von der Anstaltslei­
tung beanstandeten Art i ke 1 
ausgehändigt. 

In den beanstandeten 
Artikeln ging es um Kritik 
an der unzureichenden me­
dizinischen Versorgung in 
Haftanstalten sowie um di~ 
Aktivitäten einer 11Ärzte­
gruppe West-Ber l in 11

, die 
s ich der Mängel i n der me ­
dizinischen Betreuung von 
Gefangenen angenommen hat. 
Folgerichtig versuchte die 
JVA Straubing. ihren In ­
sassen jeglichen Kontakt 
mit dieser Ärztegruppe zu 
untersagen, und scheute 
sich nicht, entsprechende 
t1aßnahmen, die sie selbst­
herrlich zum Zwecke der 
Kontaktverhinderung erlas­
sen hatte , mit verleumde­
rischen Behauptungen über 
Zweck und Ziel der Ärzte­
gruppe zu begründen. 

Hiergegen setzte sich 
der Strafgefangene E. H. 
mit Erfolg zur Wehr, in­
dem er einen Antrag auf 
gerichtliche Entsche idung 
st ellte und auch i n di esem 
Punkte von der Strafvoll-
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IN FORMATION 

GEa 
streckungskammerStraubing 
Recht bekam. Im folgenden 
zitieren wir auszugsweise 
die wichtigsten Feststel­
lungen aus diesem Vorgang. 
1. Die Verfügung der JVA 

Straubi ng vom 2. 4. 1979, 
durch die dem Strafge­
fangenen E .... H .... der 
Schriftwechsel mit der 
"Arztegruppe für eine 
ausreichende medizini­
sche Versorgung in den 
Haftansta1ten 11

, West­
Berlin, untersagt wor­
den ist, wird aufgeho­
ben. 

2. Die Kosten des Verfah­
rens einschließlich der 
notwendigen Auslagen 
des Antragstellers 
trägt die Staatskasse. 

3. Der Gegenstandswert 
wird auf 2.000,-- DM 
festgesetzt . 

Gründe: 
... Mit Schreiben vom 1.4. 
1979 versuchte der Straf­
gefangene (E .H. ), Kontakt 
mit der "Ärztegruppe für 
eine ausreichende medizi­
nische Versorgung in den 
Haftansta 1 ten", 1000 Ber­
lin-31, Postfach 310 542, 
aufzunehmen. Das Schreiben 
wurde vom Vertreter des 
Anstaltsleiters angehal­
ten. Der Vollzugsbeamte 
traf in diesern Zusammen­
hang am 2. 4. 1979 unter 
Verwendung e1 nes Foren­
blattes folgende Verfü­
gung: 

"Das Schreiben des Gef. 
.... vom . ... an Ärztegruppe 
West-Berlin wird angehal ­
ten. Der Schriftverkehr 
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wird gemäß § 28 StVollzG 
untersagt." 

Unter "BegrJndun]" sind 
folgende Rubriken ange ­
kreuzt: 

"Sein lnhaltgefährdet" 
... "die Sicherheit der An­
stalt" ... "die Ordnung der 
Anstalt(§ 31 Abs. 1 Ziff . 
1 StVollzG)." 

Unter "Einzelheiten 
der BegrUndung" ist hand­
schriftlich ausgeführt: 

"Bei einem Schrift­
wechsel mit der Ärzte ­
gruppe West-Berl in muß be ­
fürchtet werden, daß die 
Sicherheit und Ordnung der 
Anstalt erheblich gefänr­
det \-Ji rd. Oie Gruppe redet 
von Isolationsfolter Jnd 
politischen Gefangenen . " 

. .. In der Sache selbst ha ­
ben die Verfahrensbetei ­
ligten im wesentli ~hen 
vorgetragen: 
Die JVA Straubing: 

"Die 'Ärztegruppe ~~est­
Berlin' ist eine Vereini ­
gung, die geistig und oo­
litisch im Bereich der 
äußersten 1 inken Szene an­
zusiedeln ist. Beispiel ­
haft für deren Standpunkt 
sei auf deren wiederholte 
Äußerungen über das Vor­
handensein politischerGe­
fangener unddie Durchfüh ­
rung einer Isolationsfol­
ter in Justizvollzugsan­
stalten der Bundesrepublik 
hingewiesen. Es ist auf­
grund dieses Standpunkts 
zu befürchten. daß di ese 
Gruppe versucht. auch das 
Vertrauen der Gefangenen 
in die ärztliche Versor-



gung der Anstalt zu un­
tergraben. wie dies von 
gleichgesinnten Kreisen 
in letzter Zeit, teilwei­
se mit Erfolg. versucht 
~vurde. Insbesondere der in 
diesem Zusammenhang wle­
derholt erhobene Vorwurf 
der unzureichenden Versor­
gung ist geeignet und da­
zu bestimmt. Unruhe und 
Mißtrauen unter die Gefan­
genen zu tragen. Folge ei­
nes solchen Agitierens mit 
dem Z~tiecke der Zersetzung 
des Vertrauens ist aber 
nicht nur das Entstehen 
von Mißtrauen gegenüber 
der Anstalt oder einer 
staatsfeindlichen Gesin­
nung. sondern vor alle~, 
aufgrund der zerstörten 
Vertrauensgrundlage und 
der entstanden~n Verunsi­
cherung, die künftige 
Nichtinanspruchnahme der 
angebotenen notwendigen 
ärztlichen Versorgung mit 
der Folge von psychischen, 
phys i sehen und psychosoma­
ti sehen Schäden. Das Fern­
halten von körperlichen 
Schäden von Gefangenen ist 
aber eine Hauptpflicht der 
Anstalt; die vorgenommene 
Untersagung des Schrift­
\•Jechsels ~var deshalb er­
forderlich, um dieser Ent­
wicklung entgegenzutre­
ten." 

Auf die Anfrage der 
StrafvollstreckungskammeG 
worauf die Erkenntnisse 
der Anstalt über die Ärz­
tegruppe beruhten, legte 
der Ab~eilungsleiter RRzA 
Dr. Menzel am 8. 6. 79 in 
Ablichtung vor: 
1. JMS vom 25.2.77 - Gz. 

4434 E VII a - 422/76-
{Bl. 11 d.A.); 

2. Rundsehreiben der "Ärz­
tegruppe ~Jes t-Ber l in. ~· 
an "Alle in den Haftan­
sta 1 ten. tätigen Ärztin­
nen und Ärzte" vom 29. 
4.79 (Bl. 12/13 d.A.); 

3. Übersetzung aus der 
schwedischen Tageszei­
tung "Dagens Nyheter" 

INFORMATION 
vom 20.9.74 (81. 14-16 
d.A.); 

4. Fragebogen an in Ju­
stiz-Vollzugsanstalten 
tätige Ärzte, ohne Da­
tum ( B 1 . 17 d . A. ) ; 

5. ·Aufruf der "Ärztlichen 
Arbeitsgruppe 'Medizi­
nische Versorgung in 
den Justizvollzugsan­
stalten' anläßlich des 
77. Deutschen Ärzteta­
ges" (81. 18/19 d.A. ); 

6. Kommunique der 'Ärzte­
gruppe West-Berlin für 
eine ausreichende medi­
zinische Versorgung in 
den Haftanstalten' vom 
14.11.74 (ßl. 20-22 d. 

A.); 
7. Stellungnahme derbe­

zeichneten Ärztegruppe 
"zur Isolationsfolter 
und zum Hungerstreik" 
(Bl. 23/24 d.A.) und 

8. Leitfaden für die Vor­
gehenswe i se bei der Be­
antragung eines exter­
nen Arztes. herausgege­
ben von der genannten 
Ärztegruppe (81. 25 d. 
A.). 

Im weiteren Verfahren hat 
der Abteilungsleiter in 
der JVA Straubing ergän­
zend vorgetragen; 

"Aus ß.l. 18 ff, 23 ff. 
d. A. ist zu entnehmen, daß 
die Ärztegruppe West-Ber­
lin linksextreme, terrori­
stenfreundliche und die 
Ordnung einer Anstalt ge­
fährdende Ziele verfolgt." 

Der Antragsteller be­
gründet seinen Rechtsbe­
helf im wesentlichen wie 
folgt: 

Die Ausführungen der 
Justizvollzugsanstalt über 
den geistigen und politi­
schen Standort der Ärzte­
gruppe West-Berlin seien 
unsubstantiiert, n1cr~ am 
konkreten Fall orientiert 
und entbehrten der tat­
sächlichen Grundlage. Sie 
ließen darüberhinaus eine 
Auseinandersetzung mit der 
Frage einer Beeinflußbar-
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keit des Antragstellers 
vermissen. Er selbst habe 
sich immer wieder um eine 
ausreichende ärztliche 
Versorgung innerhalb der 
Anstalt bemüht und dies 
trotzdes Artikels des An­
staltsarztes Dr. Last in 
"Deutsches Ärzteblatt" 
1~77 Nr. 16. Die der Ärz­
tegruppe von der Anstalt 
unterstellten Agitationen 
seien unzutreffend. Die 
Gruppe. deren sämtliche 
Mitglieder angesehene Ärz­
te seien und auch unbean­
standet in die JVA Tegel 
Zugang hätten. versuche 
vielmehr, den Gefangenen 
in medizinischer Hinsicht 
zu helfen. Diese Zielset­
zung erhelle einSchreiben 
der Ärztegruppe vom6.6.79 
( B 1. 28 d • A. ) . 

Er, der Antragsteller, 
fühle sich krank und sei 
zu der Ansicht gelangt~ 
innerhalb des Verantwor­
tungsbereichs der Antrags­
gegnerin nicht richtig be­
hande 1 t zu \'/erden. Er kön­
ne jedoch nicht den Arzt 
wechseln. Entsprechenddem 
geltenden Angleichungs­
grundsatz könne es ihm 
aber nicht verwehrt wer­
den, mit Ärzten au3erhalb 
der JVA einen Dialog über 
seine Erkrankung zu füh­
ren und die daraus gewon­
nenen Erkenntnisse und In­
formationen dem Anstalts­
arzt zu vermitteln In je­
dem Falle habe die An­
staltsleitung gegen den 
Verhältnismäßigkeitsgrund· 
sa tz verstoßen: Aus dem fü1~ 
das gesamte Verwaltungs­
handeln des Staates gel­
tenden Prinzip des ge­
ringstmöglichen Eingriffs 
folge, daß der Anstalts­
leiter auf das generelle 
Verbot nach § 28 Abs. 2 
StVoll zG erst dann zurück­
greifen darf·, \·Jenn mit dem 
miJderen Mittel, dem An­
halten einzelner Schrei­
ben, .... der Schutz von 
Vollzugszielen bzw. Si-
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cherheit und Ordnung der 
Anstalt nicht erreicht 
werden kann. 

Mit Schreiben vom 17 .3. 
80 ging der Verfahrensbe­
vollmächtigte des Antrag­
stellers im einzelnen auf 
die von der Antragsgegne­
rin vorgelegten Schrift­
stücke ein .... und teilte 
folgende Feststellungen 
über die Ärztegruppe mit: 

Die Gruppe existiere 
mittlerweile sechs Jahre. 
Ihre Mitglieder seien al­
le im öffentlichen Dienst 
beschäftigt oder beschäf­
tigt gewesen und verfas­
sungswidrig nicht in Er­
scheinung getreten. Mit­
glieder und andere durch 
die Ärztegruppe gewonnene 
Ärzte hätten nach Zulas­
sung durch den Anstalts­
leiter bzw. den zuständi­
gen Haftrichter mehrfach 
Gefangene in der U-Haft 
und Strafhaftärztlich un­
tersucht, in entsprechen­
den Fällen mit den An­
staltsärzten zusammenge­
arbeitet und vielen Ge­
fangenen geholfen. Ihre 
Tätigkeit sei voll durch 
die Berufsordnung für 
deutsche Ärztesowie durch 
die Deklaration des Welt­
ärztebundes abgedeckt. Die 
Gruppe sei mehrfach durch 
Publikationen und in den 
Medien öffentlich in Er­
sehe i nung getreten und ha­
be eine ausgedehnte Kor­
respondenz mitdem Justiz­
senator in Berl in über ak­
tuelle Fragen der ärztli­
chen Versorgung in den 
Haftanstalten geführt. 
Diesem Vortrag hatdie An­
tragsgegnerin nicht wider­
sprochen . 

- - - -...... 

-Der Antrag führte zur 
Aufhebung der Schrift­
wechseluntersagung, weil 
die gerichtlichen Fest­
stellungen tatbestandlieb 
eine Ermessensentscheidung 
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nicht zulassen. 
Im einzelnen begründe­

te das Gericht den Aufhe­
bungsbeschluß, wieim fol­
genden auszugsweise wie­
dergegeben: 
... Gemäß § 28 Abs. 2 St 
VollzG kann der Anstalts­
leiter nach seinem Ermes­
sen den Schriftwechsel 
des Gefangenen untersagen, 
wenn die dort unter Ziff. 
1 oder 2 genannten Voraus­
setzungen vorl ie9en. Dabei 
ist bei der Auslegung von 
§ 28 Abs. 2 StVollzG zu 
beachten, daß es sich 
hierbei umeine Vorschrift 
handelt, die das aus Art. 
5 GG folgende Grundrecht 
auf Kommunikation be­
schränkt. Ein Ziel des 
Strafvollzugsgesetzes ist 
es, diese und andere spe­
ziell für Strafgefangene 
notwendig werdende Grund­
rechtseinschränkungen auf 
ein Mindestmaß zu be­
schränken ( vgl . BVerfGE 
33, 1 ff ). Zum Ausdruck 
kommt dies zunächst all­
gemein in dem in § 3 Abs. 
1 StVollzG formulierten 
Grundsatz, daßder Vollzug 
den a 11 gemeinen Lebensver­
hältnissen soweitals mög­
lich anzugleichen ist . 
FUr den Bereich der Kon­
takte zur Außenwelt wird 
dies dann noch einmal ir 
§ 23Abs.l Satz 2 StVollzG 
hervorgehoben, wenn die 
Anstalten generell dazu 
verpflichtet werden, den 
Verkehr mit Personen der 
Außenwelt zu fördern. Da­
mit trägt der Gesetzgeber 
der Erkenntnis Rechnung, 
daß die Aufrechterhaltung 
und Stärkung von sozialen 
Bindungen zur Eingliede­
rung des Gefangenen in der 
Gesellschaft wesentlich 
beiträgt. 
... Indes 1 ieß sich die von 
der beteiligten Vollzugs­
behörde aus den übergebe ­
nen Unterlagen gewonnene 
Annahme über die politi­
sche Gesinnung und Ziel-
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setzung der Ärzteg ruppe 
zur Überzeugung des Ge­
richts nicht hinreichend 
erhärten. 

"Linksextreme~ terrori­
stenfreundl iche'' Ziele, 
wie sie seitens der Anstalt 
von RRzA Dr. Menzel der 
Ärztegruppe unterstellt 
werden, sind dem verfüg­
baren schriftlichen Mate­
rial weder vorangestellt 
noch aus dem Zusammenhang 
zu entnehmen . Die Ziel­
setzung der Ärztegruppe 
im Jahre 1974/75 - und nur 
für diesen Zeitraum 1 i egen 
der Kammer schriftliche 
Unterlagen vor - wird er­
hel lt durch ihre öffent­
lich erhobenen Forder~n­
gen. Diese wurden wie 
folgt formuliert : 
"Wir fordern daher : 
- Eine Stellungnahme der 

Berliner Ärztekammer 
zum Fall Katharina 
Hammerschmidt 
Einrichtung einer un­
abhängigen Ärztekom­
mission zur Beurtei­
lung der Folgen der 
Isolierhaft 
Sofortige Aufhebung der 
Isolierhaft 
Freie Arzt\1/ahl füralle 
Untersuchungs - und 
Strafgefangenen 
Keine Benachteiligung 
und Sonderbehandlung 
der politischen Gefan­
genen 
Abschaffung zwa ngswei ­
ser medi zinischer Un­
tersuchungen von Gefan ­
genen 
Einhaltung der gesetz­
lich vorgeschriebenen 
Zeiten für Untersu ­
chungshaft 
Sofortige Verlegung von 
Ronald Augustinaus dem 
toten Trakt in den nor­
ma 1 en Vo 11 zug" 
(Bl. 19 d.A.) 

"Wir fordern daher die 
sofortige Ver 1 egung dies er 



Gefangenen aufeine I nten­
sivpflegestation!" 
(Bl. 22 d.A.) 
"',Jir fordern daherdie zu­
ständigen Stellen auf, die 
Forderung der Gefangenen 
nach Aufhebung der Isola­
tionsfolter umgehend zu 
erfüllen!" (Bl. 24 d.A.) 

Sämtliche Forderungen 
lassen sich auf ein mehr­
fach betontes rigoroses 
Bekenntnis zu den ärztli­
chen Standespfl ichten, wie 
sie in § 1 der Bundesärz­
teordnung und § 26 der 
Standard Rules der Inter­
nationalen Strafrechts-u. 
Gefängniskommission der 
UNO niedergelegt sind, zu­
rückführen und nehmen kon­
krete, zum fraglichen 
Zeitraum allgemein disku­
tierte Ereignisse zum An­
laß einer überwiegend mit 
fachmedizinischen Argumen­
ten geführten Kritik an 
der medizinischen Versor­
gung inHaftanstalten. Sie 
können a 1 s "terrori sten­
freundlich" nur insofern 
bezeichnet werden, als sie 
vom medizinischen Stand­
punkt aus die Haftsituati­
on von Gefangenen aus dem 
bezeichnetenPersonenkreis 
~sverbesserungsbedürftig 
beurteilen. Eine Identifi­
kation der Ärztegruppe mit 
denverfassungsfeindlichen 
Bestrebungen terroristi­
scher Gewalttäter lassen 
sie jedochnicht erkennen. 

Soweit die b~teiligte 
Strafvollzugsbehörde eine 
angeb 1 i eh 1 i nksextre:ne Ge­
sinnung der Gruppenmit­
glieder zum Ausgangspunkt 
ihrer Gefahrenprognose 
ni ·nmt, ließen sich ihre 
diesbezüglichen Behauptun­
gen anhand der verfügbaren 
Erkenntnisquellen ... nicht 
in ausreiohendem Maße ve­
rifizieren. 
... Oie Wortwahl "politi­
sche Gefangene" und "Iso­
lationsfolter" allein er­
laubt jedoch no~h keine 
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Klassifikation der Ärzte­
gruppe als "linksextrem" 
und "terroristenfreund­
lich" . DasPrädikat "poli­
tisch" in Verbindung mit 
d~m Substantiv "Gefal1ge­
ner" findet nicht selten 
Verwendung zur Kennzeich­
nung der der Strafvoll­
streckung zu Grunde lie­
genden Tat als letztlich 
gegen Bestand und Sicher­
heit des Staates und sei­
ner Organe bzw. I-nstituti­
onen gerichtet und bringt 
keineswegs in jedem Falle 
seines Gebrauchs das oben 
beschriebene Postulat der 
Anerkennung der Terrori­
sten ..... Im erstgenannten 
Sinn hat z.B. die Wortver­
bindung "politische Sache" 
Eingang in die Geschäfts­
verteilungspläne der 
Staatsanwaltschaften ge­
funden. 

Der Begriff "Isolati­
onsfolter" wurde von der 
Ärztegruppe nach dem Kon­
text seiner Verwendung in 
den vorliegenden schrift-
1 ichen Äußerungen ersicht­
lich nicht im hergebrach­
ten Sinn einer grausamen 
Vernehmungsmethode ge­
braucht, sondern gibt die 
Beurteilung von Haftbedin­
gungen, insbesondere der 
Einzelhaft, die nach An­
sicht der Autoren "nachge­
wiesenermaßen aufgrundder 
weitgehenden Ei nschränkun­
gen von Sinneswahrnehmun­
gen zurseelischen Zerstö­
rung des t·1enschen führen" 
als unmenschlich wieder. 

Dieser drastisch formu­
lierten Wertung liegt die 
allgemeine "Erkenntnis" 
zugrunde, "daß durch die 
Absonderung eine Isolation 
hervorgerufen wird, die 
mit einem hohen Grad an 
Reduktion der sämtlichen 
Umweltreize verbunden ist" 
(Calliess/Müller-Oietz, a. 
a.O., § 89 Rn. 2). Wegen 
dieser negativen Auswir­
kungen "ist die Einzelhaft 
intensiv und in breiter 
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Öffentlichkeit unter dem 
Schlagwort' Isolationsfol ­
ter' diskutiert worden 
(ausgelöst durch die Haft­
und Untersuchungshaftbe­
dingungen politisch moti ­
vierter Täter). 

In diesem Zusammenhang 
wurde nochmals eindrück ­
lich von Wissenschaftlern 
unterschiedlichster Diszi ­
plinen auf die negativen 
Auswirkungen strenger Ein­
zelhaft hingewiesen , näm-
1 i eh den Verlust von sozi ­
aler und örtlicher Orien ­
tierung, die sensorische 
Deprivat ion . So Prof. Dr . 
jur. E. Spittler i n AK­
StVollzG § 89 Rz 2. Dabei 
erhebt der Kommentator a. 
a.O. ausdrücklichden Bei­
trag des "Autorenkollektiv 
Ärztegruppe West-Berlin" 
hervor. 
. .. Es istdaher davon aus­
zugehen, daß die Antrags­
gegnerin ihrer Subsumtion 
beim Vollzug des § 28 St 
VollzG einen unzutreffen­
den Sachverhalt zu Grunde 
gelegt hat, mit der Folge, 
daß sich die angefochtene 
Entscheidung als rechts­
widrig erweist. Da letzte ­
re einen Eingriff in die 
rechtlich geschützten In­
teressen des Antragstel ­
lers beinhaltet, war sie 
aufzuheben . 

Dem ist nichts hinzuzu­
fügen! (Die Redaktion) 

- - - -... . . 

Interessenten möchten wir 
darauf hinweisen, daß sich 
seit einigen r~ona ten t1ed i -
ziner un~ Psychologen in 
Bayern zum "Arbeitskreis 
Medizin im Strafvollzug" 
zusammengeschlossen haben 
und unter folgender An­
schrift zu erre.ichen sind : 
Postfach 500113 
8000 München - 50 

I DER LICHTBLICK I 
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Aus dem Abgeordnetenhaus 

Kleine Anfrage Nr . 1529 
der Abgeordneten Marianne 
Brinckmeier (SPO) vom 
27.8.1980 Uber inhaftier­
te Frauen mit Kindern: 

1 . Wieviele Frauen be­
finden sich in Berlin in 
Haft? 

2 . Wieviele inhaftier­
te Frauen haben adopti~r­
te, uneheliche oder ehe­
liche Kinder, für die auf­
grund der Verhaftung der 
Mutter sofort oder später 
eine Unterbringung in Hei­
men erforderlich war? 

3 . In welchem Alter 
sind die unter 2 . genann­
ten Kinder und Frauen? 

4. a) Hat der Senat 
Kinder, Mütter und Räum­
lichkeiten ausgesucht, 
mit denen z . B. positive 
Erfahrungen des Mutter­
Kind-Heimes der Justiz­
vollzugsanstalt Preunges­
heim nachvollzogen werd~n 
könnte? 

b) Wenn nein, warum 
nicht? 

Antwort des Senats vom 
24.9. 1980: 

Zu 1. Am 3 . September 
1980 befanden sich in Ber­
lin insgesamt 197 Frauen 
in Haft . Davon waren 139 
in der Vollzugsanstalt 
Lehrter Straße, 50 in der 
Nebenanstalt Lichterfelde, 
sieben im Krankenhaus der 
Berliner Vollzugsanstal­
ten und eine in der Ju­
gendarrestanstalt unter­
gebracht . 

Zu 2. Unter den in der 
Vollzugsanstalt für Frau­
en (Haupt - und Nebenan­
stalt) untergebrachten 
184 Untersuchungs - und 
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Strafgefangenen befanden 
sich fünf Mütter, für de ­
ren Kinder aus Anlaß der 
Inhaftierung eine Unter­
bringung in Heimen erfor­
derlich war. 

Zu 3.' Die Mütter haben 
ein Alter von 27 Jahren 
(zwei Kinder im Alter von 
sechs und s ieben Jahren), 
Vier Kinder im Alter von 
zwei, drei, fünf und acht 
Jahren), 36 Jahren (ein 
Kind im Alter von zwölf 
Jahren), 37 Jahre (drei 
Kinder im Alter von 14 Mo­
naten (Zwillinge) und drei 
Jahren) und 44 Jahren 
(neun Kinder im Alter von 
vier, sechs, elf, drei ­
zehn, vierzehn, fünfzehn, 
siebzehn und zwanzig Jah­
ren) . 

zu 4 . Die Vollzugsan­
stalt für Frauen verfügt 
in der Hauptanstalt über 
einen Mutter-Kind-Be-
reich, der bis zu drei 
Müttern mit vier Kindern 
aufnehmen kann. Wegen der 
räumlichen Enge kann die ­
ser Bereich nur als Auf­
nahme- und Krankenstation 
genutzt werden. Dort wer­
den zunächst alle Neuzu­
gänge bis zur kinderärzt­
lichen Untersuchung, kran ­
ke Kinder sowie Kinder im 
Alter bis zu drei Monaten 
untergebracht. 

Dieser Bereich ist zur 
Zeit nicht belegt. 

Zusätzlich verfügt die 
Nebenanstalt Lichterfelde 
über einen eigenen, abge ­
schlossenen Mutter-Kind­
Bereich, der bei einer 
Belegungsfähigkeit von 
vier Müttern mit bis zu 
fünf Kindern zur Zeit mit 
drei Müttern und drei Kin­
dern belegt ist . Dieser 
Bereich ist kindgemäß aus­
gestattet . Er verfügt au ­
ßerdem in der Anstalt über 
einen mit Geräten ausge -
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statteten 
platz. 

KJnderspiel -

Zur spezi~ll~n Betreu­
ung dieses Bereiches ste­
hen der Anstalt mlt einer 
Psychologin und ei~er 

Beschaftigungstherapeutin 
zwei Fachkrafte zur Ver ­
fügung, die besondere Er­
fahrung auf dem Gebier: der 
Heimunterbringung haben . 
Neben diesen Honorarkräf­
ten, die der Anstalr: je­
weils bis zu n;ölf Stun­
den wöchentlich zur Ver-
fügung stehen, 
Sozialarbeiterin 

ist eine 
der An -

stalt schwerpunktmäßig im 
Mur:ter -Kind-Bereich r:a­
tig . Die Kinder sind au ­
ßerdem wochentags in eir.er 
Kindertagesstätte unter­
gebracht. 

In Fortschreibung die­
ses Ansatzes sieht die 
Planung für die neue Voll ­
zugsanstalt für Frauen die 
Errichtung eines eiger;en 
Nutter-Kind- Hauses auf der.1 
Anstaltsgelände für zehn 
bis fünfzehn Mütter vor . 

Für diesen Bereich tvird 
zur Zeit an der Erstellung 
eines detaillierten Behand­
lungskonzeptesgearbeitet, 
dem die Erfahrungen zu­
grunde liegen werden, die 
sor.-;ohl im Jetzigen Mur.r:;er­
Kind-Bereich, als auch ~n 
Preungesheim gemache wor­
den sind. Bereits die jer:­
zige Behandlungspraxis 
berücksichtigt Erfahrun ­
gen aus Preungesheim . So 
sind zum Beispiel in Ber­
lin die Kinder nachts 
nicht von ihren Müttern 
getrennt untergebracht, 
denen es hier auch ob­
liegt, ihre Kinder - ne­
ben der normalen Anstalts­
arbei t - selbst zu versor ­
gen. Ferner we1·den in Ber­
lin auch Nütter aufgenom­
men, die sich noch in Un ­
tersuchungshaft befinden . 



Anders als in Preungesheim 
wird so vermieden , daß 
der Kontakt zum Kind aus 
Anlaß der Verhaftung über­
haupt erst abreißt. 

Der eingeschlagene rveg, 
der das Entstehen bzw. 
Er halten einer normalen 
und dauerhaften Mutter­
Kind- Beziehung zum Ziel 
hat , wird konsequent wei­
terverfolgt. Bei allem 
Engagement muß aber auch 
deutlich gesehen werden, 
daß das Wohl des Kindes 
Grenze für jede Entwick­
lung auf diesem Gebiet 
sein muß und daß die Zahl 
der Mütter im Vollzug, die 
für eine Kindeserziehung 
nicht geeignet erscheinen, 
relativ hoch ist . Als Be­
leg dafür mag gelten, daß 
in der Vollzugsanstalt 
Preungesheim am 10. Sep­
tember 1980 bei einer Be­
legungsfähigkei t von zwan­
zig Muteern und fünfund ­
zwanzig Kindern lediglich 
drei Mütter mit vier Kin­
dern untergebracht waren . 

Diecrich Stobbe 
Reg Bürgermeister 

Senator Walt~r Rasch 
Für den Senator f . Justiz 

Kleine Anfrage Nr. 1640 
des Abg. Claus Wischner 
(CDU) vom 2. 10.1980 über 
Kopieren von Personalaus­
weisen in Haftanstalten: 

1) Bei welchen Besu­
chern von Haftanstalten 
werden Fotokapi en der Per­
sonalpapiere gefertigt? 

2) Welche Rechtsgrund ­
lage gestatcet das Kopie ­
ren von Personalpapieren, 
und inw ieweit wird die 
Kopierungsmögl ichkeit ge­
setzlich beschränkt? 
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3) Wofür werdendie Ko­
pien der Personalpapiere 
verwandt, und wo verblei­
ben die Kopien wie lange? 

_4) Welchen Nutzen ver­
spricht sieh der Senat 1on 
den Kopien? 

5) Aus welchen Gründen 
wird den Betroffenen die 
Herausgabe ihrer Personal­
ausweiskopie verweigert, 
und we l ehe Rechtsgrund I age 
besteht dafür? 

6) I s t d i e gegenwä r t i -
ge Verfahrensweisemit dem 
Datenschutz vereinbar? 

Antwort des Senats vom 
22. 10. 1980: 

Zu l.: Im 
geschlossenen 
werden die 

Bereich des 
Vollzuges 

Personalien 
anstaltsfremder Personen, 
die die Anstalten betre­
ten, im Wege der Teilwei­
sen Ablichtung der Perso­
nalpapiere festgehalten, 
und zwar im Bereich der 
Untersuchungshaft - und 
Aufnahmeanstalt Moabit 
ausnahmslos, während die 
übrigen Anstalten hierauf 
bei Bediensteten anderer 
Verwaltungen, Abgeordneten 
und Rechtsanwälten ver­
zichten und insoweit die 
Personalien handschrift-
1 i eh fes t:hal ten. 

Zu 2.: Die Fertigung 
der Ablichtungen ist zu­
lässig nach Maßgabe der 
§§ 27 Abs. - Satz 1 ; 34 
StVollzG . Diese Vorschrif­
ten gelten im Bereich des 
Untersuchungshaftvollzugs 
gemäß § 119 Abs. 3, Abs . 6 
StPO in Verbindung mit Nr. 
76 UVollzO. Eine die Ko­
pierungsmöglichkeit be­
schränkende spezielle ge­
setzliche Regelung besteht 
nicht . 

Zu 3. und 4.: Beim Be­
treten der Justizvollzugs­
anstalten durch anstalts-
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fremde Personen müssen de­
ren Personalien sowie die 
Dauer ihres Aufenthalts in 
der Anstalt festgehalten 
werden, denn Sicherheit 
und Ordnung der Anstalten 
kann nur gewährleistet 
~-1erden, wenn die Anstalts­
leitung sich jederzeit 

insbesondere aber in 
Alarm- oder Katastrophen ­
fällen - einen umfassen­
den Überblick darüber ver­
schaffen kann, wer sich 
gerade in der Anstalt auf­
hält. Darüberhinaus kann 
einem sofortigen oder spä­
teren Rückgriff auf diese 
Unterlagen Bedeutung zu­
kommen bei der Verhütung , 

Unterbindung oder Verfol ­
gung von Straftaten und 
Ordnungswidrigkeiten . Auf 
die Probleme der Drogenbe­
kämpfung im Vollzug sei 
hier beispielhaft h~nge­
wiesen. 

Das Ablichtungsverfah­
ren hat gegenüber dem her­
kömmlichen Verfahren der 
handschriftlichen Eintra ­
gung in Besucherbücher den 
Vorteil, daß Übertragungs­
fehler ausgeschlossen und 
die Abläufe in den Pfor­
tenbereichen 1-1eniger zei t ­
aufwendig sind. Dies ent­
spricht auch dem wohlver­
standenen Interesse der 
Besucher. 

Die Ablichtungen ver­
bleiben grundsätzlich im 
Gewahrsam der jeweiligen 
Anstalt und sind dem Zu­
griff Unbefugter entzogen. 
Nach den im Vollzuggelten ­
den Aufbewahrungsfristen 
sind sie nach fünf Jahren 
zu verni eh ten. 

Zu 5. und 6. : Abgesehen 
davon , daß ein späterer 
Rückgriff auf die Ablich­
tungen - wie bereits dar­
gelegt - erforderlich 
werden kann, steht einer 
Aushändigung der Kopien 
an die Betroffenen der 
Umstand entgegen , daß es 
sich bei den Ablichtungen 



um behördliche, und damit 
grundsätzlich nicht auszu­
händigende Unter lagen han­
delt. 

In den Anstalten werden 
die Ablichtungen gebündelt 
nach Tagen in Pappkartons, 
die wiederum nach Monaten 
bezeichnet sind, abgelegt . 
Bei dieser Verfahrensweise 
ist das Berliner Daten­
schutzgesetz nicht anwend­
bar, denn das für das Vor­
liegen einer Datei erfor­
derliche Merkmal der Um­
sortierbarkeit ist nicht 
gegeben . 

Der Berliner Daten­
schutzbeauftragte hat je­
doch vor wenigen Tagen 
eine abweichende Auffas­
sung geäußert, die den Se­
nator für Justiz veranlaßt 
hat, in eine nochmalige 

1 Oberprüfung der Angelegen­
heit einzutreten. 
Dietrich Stobbe 
Reg. Bürgermeister 

Gerhard fo!eyer 
Senator für Justiz 

RESOZIALISIERUNG BLEIBT 
ZENTRALES ZIEL DES STRAF­
VOLLZUGES 
DIE SENATSVERWALTUNG FÜR 
JUSTIZ TEILT MIT : 

Der Senator für Justi z , 
gerhard r~eyer, erklärte 
aus Anlaß der Aushändigung 
vonUrkunden an die Absol­
venten der Vollzugsschule 
u·nter anderem: 

"Der Strafvollzug hat: seit 
Inkrafttreten des Straf­
vollzugsgesetzes am l . Ja ­
nuar 1977 einen Jahrhun­
dertsprung erfahren . Die 
ZeitPn, in dAnen Gefange­
•Jt lE:d~glich verwahrt und 
deshalb nach der Entlas­
sung häufig wieder schnell 
rückfällig wurden, sollen 
im Sinne des Gesetzgebe rs 
der Vergangenheit angehö-
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ren. Entscheidend dem nun 
eindeutigen festgelegten 
Vollzugsziel sind Bil­
dungs - und Arbeitsangebo­
te in den Berliner Voll­
zugsanstalten erheblich 
vermehrt worden. 

Der Berliner Strafvoll­
zug steht zur Zeit auf­
grund spektakulärer Aus­
brüche stark im Mittel­
punkt des Interesses und 
der Kritik . Der ganz tiber­
wiegende Teil der Bedien­
steten, und ich bin si­
cher, Sie werden dazuge­
hören, verrichtet seine 
Arbeit mit großem Engage­
ment, pflichtbewußt und 
mit dem hinreichenden Ver­
ständnis für die notwen­
digen Sicherheitsaufga­
ben. 

• Dennoch: Menschliche · 
Fehler und Pannen werden 
sich nie vermeiden lassen. 
Solche Fehler und Pannen 
aber gleichzusetzen mit 
dem Vorvrorf der Schlampe­
rei gegen alle Bedienste­
ten des Strafvollzuges, 
ist falsch . Sie können 
sich auch für Ihre beruf­
liche Zukunft sicher sein, 
von seiten des Senators 
für Justiz keine unberech­
tigten Vorwürfe und Ankla­
gen im Zusammenhang mit 
Ausbrüchen oder anderen 
Störungen des Vollzuges 
erhoben werden. Die Reso­
zialisierung ist das zen­
trale Ziel des Strafvoll­
zuges. 

Dieses bedeutet aber 
auch, daß die Sicherheit 
der Anstalten gewährlei­
stet sein muß. Sie haben 
während Ihrer Grundaus­
bildung gerade über Si­
cherheitsfragen soviel an 
Grundlagen vermittelt be­
kommen, daß ich davon aus­
geb ,., kann, daß c-;_ a .... 
in kritischen Situationen 
in der Lage sein tverden, 
das Notwendige zu tun . " 

2~ 

VORWURF WIRD ZURUCKGEWI E­
SEN 
Die Senatsverwaltung für 
Justiz teilt mit : 

Die Senatsverwaltung 
für Justiz weist den Vor­
wurf des CDU-Abgeordneten 
Rzepka zurück, ~1onach es 
eine Irreführung der Öf­
fentlichkeit bedeutet , 
wenn - wie von der Senac:s ­
verwaltung behauptet - die 
Uberbelegung der Gefäng­
nisse durch An- und Neu­
bauten an den bestehenden 
Haftanstalten g~löst wer­
den könne. Der Vorwurf des 
Abgeordneten ist unzutref­
fend. In der Justizvoll­
zugsanstalt Tegel t•Jerden 
180 Haftplätze für den 
Männervollzug neu gesch2f­
fen. In der im Bau befind­
lichen Vollzugsanstalt 
für Frauen in Plöt:zensee 
entstehen 320 neue Haft ­
pläc:ze, die alcer. 270 
Haftplätze in der Vo21-
zugsanstalt Lehrter S~ra­
ße können sodann für der. 
l1ännervollzug genutzt 
werden. In der Jugend­
strafanstalt Plö~zensee 

werden 325 Haft:pläc:ze neu 
geschaffen, die alten 300 
Haftplätze bleiben eben­
falls dem Vollzug erhal ­
ten. Durch diese Baumaß­
nahmen werden die Zahl 
der Haftplär:ze erllebl.:ch 
erhöhe und eine nach~al ­

tige Entlas=ung der au­
genblicklich angespannten 
Vollzugssituation er­
reicht. Die Kri~i~ des 
Abgeordneten ist umso u~­

verständlicher, als cer 
Justizausschuß, dem auch 
Herr Rzepka angehört, ÜDel' 

die Baumaßnahmen infor­
miert worden ist. 
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Am 7 . 10 . 1980 fand eine 
Sitzung der 
tretung der 
(TA) 1 statt, 

Insassenver­
'Peilanstalt 
an der als 

Vertreter der Senatsver­
lvaltung für Justiz Herr 
Schink , von seiten der 
Anstaltslei~ung Herr von 
Seefranz, Teilanstaltslei­
ter (TAL) 1, der Leiter 
der Wirtschaftsverwaltung, 
Herr Mewes, sowie. die 
G.cuppenl~·iter Bade, Beins 
und Wendorf, die Beirats­
mitglieder Grossmann, 
Schildknecht und Seidler, 
die Mitglieder der Insas­
senvertr etung der TA 1 und 
ein Vertreter der "Licht­
blick"- Redaktion teilnah­
men. 

Auf der Tagesordnung 
standen : 
1) Einkauf 
2) Telefonregelung 
3) Einschluß für Kranke 
4) UKW- Empfang und div . 

Bei der Erörterung des 
ersten Tagesordnungspunk­
tes ging es um die rvieder­
einführung des Ladenein­
kaufs anstelle des 1977 
eingeführten "Tütenein­
kaufs" nach vorher aufge­
gebener Bestellung (Ver­
sandhausprinzip). 

Herr Schink versicher­
te, daß es von seiten der 
Senatsverwaltung keine 
grundsätzlichenVorbehalte 
gegen den Ladeneinkauf ge­
be; es sei aber vorher 
noch eine Reihe von Fragen 
zu klären, z. B. ob die 
bisherige Lieferfirma Frey 
oder evtl . ein neuer Lie­
ferant bereit und in der 
Lage s ei, Per sonal für die 
Verkaufs abwicklung in der 

Anstalt abzustellen. Aus­
serdem seien noch techni­
sche Detailfragen zu klä­
ren, wobei es sich offen­
bar um die gleichen Fra­
gen handelte, die in frü­
heren Sitzungen schon zig­
mal durchgesprochen wor­
den sind, ohne daß etwas 
Konkretes dabei herausge­
kommen ist. 

Seitens der Anstalts­
leitung wurde die Haupt­
schwierigkeit in der Be­
reitstellung geeigneter 
Räume gesehen. Die einzi­
gen Räumlichkeiten, die 
derzeit noch frei seien, 
würden in Kürze als Büro 
des Personalrats Verwen­
dung finden. 

Sowohl die Insassenver­
tretung als auch die Ver­
treter des Anstaltsbeirats 
fanden die Auskünfte der 
Senats- und Wirrschafts­
verwaltung unbefriedigend 
und forderten die Vertre­
ter der beiden Verwaltun­
gen auf, endlich bis zur 
nächsten Sitzung, Anfang 
November, die noch unge­
klärten Fragen konkret zu 
beantworten und nicht im­
mer, wie es schon seit 
J~~ren geschehe, mit lee­
ren Versprechungen und 
halbherzigen Bemühungen 
die Insassen zu vertrö­
sten. HerrSchink und Herr 
Mewes sagten zu, sich nach 
besten Kräften darum zu 
bemühen. 

Im Zusammenhang mit der 
Diskussion über verbesser­
te Einkaufsmöglichkeiten 
wurde auch die Frage erör­
tert, wie das Buchungs­
und Beleg-System der Zahl­
stelle übersichtlicher und 
rationellergestaltet wer­
den könne, sodaß einer-
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seits die Flut der tägli­
chen Kontostandsanfragen 
eingedämmt als auch an­
drerseits die Insasse~ 

schneller über den aktuel­
len Kontostand informiert 
werden könnten. Auch zu 
dieser Frage vNrde bis zur 
närhsten Sitzung eine Prü ­
fung der personellen und 
technischen Voraussetzun­
gen für eine Verbes~erung 
der Kontoabwic~l~ng zuge­
sagt, narhdem sieh "JOT al­
lem die Beiracsmitglieder 
energisch dagegen verwahrt 
hatten, daß es so v1ie bis­
her nicht weir:e:!"gehen kön­
ne, nämlich daß bei jeder 
Sitzung immer wieder die 
gleichen Fragen au~ Jem 
gleichen ungeklärten Stand 
diskutiert werden mii3ten, 
weil offenbar niemand ei~ 
Interesse daran habe, die 
bestehenden Einkaufs- und 
Buchungsmodali tä::er. zu än ­
dern . Auch Nerr von See­
franz schloß sich der Kri­
tik an der Schwerfällig­
keit der Verwaltung an. 
Nach seiner Ansicht hät­
ten wir "vom Ökonomischen 
her einen primitiven und 
phantasielosen Vollzug". 

Zur Frage einer :;erbes­
serung der Telefonregelung 
fehlte es sowohl den In­
sassenvertretern als auch 
den übrigen Am-1esenden an 
praktikablen Vorschlägen. 

Die einzige Lös~mg, die 
grundlegend Abhilfe scha.:­
fen könnte, ur.d zwar so­
wohl für die mit der Ge­
sprächsübenvachung t:b~r­

mäßig strapazierten Soz!­
alarbeiter unp Vollzugs ­
bediensteten als auch fJr 
die.mit unzumutbaren War­
tezeiten benachteiligten 
Insassen, nämlich die Auf-
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stellung von Telefonauto­
maten in allen TA -Berei ­
chen und in ausrei chender 
Zahl , wurde nicht wei ter­
disku t iert mit dem Ein ­
wand, daß damit die ge­
setzliche Bestimmung ver­
l e tz t werde .· daß al le Ge­
SDräche von Gefangenen 
überwachbar s ein müßten . 
Daß es technisch durchaus 
mö~lich ist , Telefon~uto­

m~ten ~it Wertmarkenein ­
gabe statt Münzeinwurf und 
mi t a uf eine bestimmte 
Höchstdauer einste llbaren 
Zeit t akt, auch bei Orts­
gesprächen, aufzustel l e n , 
die von zen t r aler Stel le , 
z . B . injeder Te ilanstal t, 
überwacht werden könnten , 
hi e l t en di e Anwesenden 
ni cht für d iskussionswür­
di g, obvtohl we nn sich 
mal j emand der Mühe des 
Nachr echnens unterziehen 
würde - kein anderes Er­
gebnis dabei herauskommen 
könn t e, als daß es immer 
noch pe rsonal spare nder und 
ökonomischer, ja, sogar 
qeldspar e nder für die Se­
natsverwal t ung wäre, in 
jeder TA Pinen Beamten für 
di e ganztägiqe Gesprächs­
überwachung abzustellen , 
als täglich zwei Dienst­
s chichten von Gruppenbe­
treuern und Sozialarbei ­
tern den ganzen Tag damit 
zu beschäftigen und von 
e ffektiveren Vollzugsauf­
gaben abzuhalten. 

So wurde auch dieser 
Diskussionspunkt ad acta 
gelegt, wo die Diskussion 
hätte interessant werden 
können . 

vie l besser erging es 
auch dem nächsten Tages ­
ordnungspunkt nicht, dem 
Einsrhl uß von Kranken als 
"Therapie" zur schnelle­
rPn Genesung bzt·l . zur Ab­
schreckun~ gegen zu lräu­
fiqes Krankfeiern. Was 
der TAL 1 zum Zwecke der 

Disziplinierung von Ar­
beitsunwilligen schon vor 
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längerer Zeit eingeführt 
hat , die Einsperrung in 
das nicht mal 6 qm große 
Wohn- und Schlaf- Klosett 
in der Zeit, wo die ande­
ren arbeiten, dient in der 
TA 1 nun auch als Sankti­
onsmittel von Kranken, Ar­
beitsunfähigen und unver ­
schuldet Unbeschäft.igten 
in Bausch und Bogen , denn 

so der TAL 1, Herr von 
Seefranz: Was soll man 
sonst machen, um die Böcke 
von de n Schafen zu tren­
nen? Er müsse an der Ein­
sch1ießung aller Nichtbe­
schäftigten während der 
Arbeitszeit f esthal ten, um 
ein dem Vollzugsziel ent­
gegenwirkendes He rumgam­
meln auf den Stationen zu 
unterbinden, s olange es 
k e ine gerechtere Lösung 
dieses Probl ems gebe . Er 
sei enttäuscht, daß den 
Insassenvertretern , di e 
doch über einen reichen 
Schatz an Knasterfahrungen 
verfügten (mit unverhohle­
nem Zynismus auf die ''Le­
benslimglichen" unter den 
Insassenvertretern anspie­
lend) , keine bessere Lö­
sung einfalle . Deshalb 
müsse es bei der Sanktio­
nierunq von "Gerechten und 
Ungerechten" bleiben . 

Wenn dieses klassische 
Beispiel für phantasielo­
sen Vollzug der Weisheit 
letzter Schluß ist, daß 
sich am "TÜR-ZU-UND-RUHE"­
Voll zug nichts ändert, so­
lange den Gefangenen keine 
praktikablen Ltj)sungen ein­
fallen, und die Frage, was 
praktikabel ist und was 
nicht, letztlich von der 
ander~n Seite entschieden 
wird, dannstehen die Aus­
sichten schlecht für die 
Verwirklichung eines libe­
ralen Behandl ungs vollzugs. 

Also wurde auch dieser 
Tagesordnungspunkt ergeb­
nislos abgehakt . Blieb 
noch die Frage , auch zum 
soundsovielten 11ale, ob in 

26 

absehbarer Zeit damit zu 
rechnen sei, daß der UKW­
Rundfunkempfang erlaubt 
werde. Obr,.;ohl sich alle 
Anwesenden darüber einig 
'daren , daß es keine ernst ­
zunehmenden Griinde mehr 
gibt, weder in techni s cher 
Hinsicht noch vom Stand­
punkt der Sicherheit und 
Ordnung, am UKW - Verbot 
festzuhalten, ergab die 
Diskussion auch hier wie­
der das gleiche : es hat 
s i ch seit der letzten Si t ­
zung ebensowenig geändert 
wie zwischen der letzten 
und der vor 1 etzten und ,..,·er 
weiß wie vielen Diskussio­
nen vorher. 

Statt einer halbwegs 
konkreten Antwort auf die 
UKW- Frage hatte Herr von 
Seefranz aber zum Schluß 
noch einen Bonbon zu ver­
teilen, mit dem die des ­
i 11 usioni erte Stimmung so­
gleich wieder gehoben und. 
neue Hoff nungen geweckt 
wurden : die Nachricht, daß 
der Senator für Justiz in­
zwischen die Installierung 
von Netzanschlüs sen in den 
Hafträumen sämtlicher TA ' s 
genehmigt hab~. 

Wann allerdings die er­
forderlichen Mittel hier­
für bereitstehen und die 
technischen Voraussetzun­
gen geschaffen sein wer­
den, darüber könnte mög­
licherweise noch s o viel 
Zeit ver gehen, daß die für 
den baldigen Abriß vorge­
sehenen TA ' s viellei cht 
gerade noch r echt zeitig 
mi t elektri s chen Leitun­
gen versehen werden könn ­
ten , daß das Abr ißkommando 
die Sprengladungen dann 
bequem von jeder Zelle der 
abzureißenden Gebäude aus 
elektrisch zünden könn ­
te . Auch ein Trost. 
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INFORMATION 

DIE EINGLIEDERUNG EINES STRAFGEFANGENEN .. , 

Wie d er Begriff 
"JUSTIZAKT " vor 

w urde 
Mißbrauch 

bewahrt 

Vielleichthandelte je­
ner Mannheimer Strafge­
fangene, der die ''Ausfüh-

. rung" in ein Bordell am 
Ort beantragte, wirklich 
aus sexueller Bedrängnis? 
Vielleicht wollte er mit 
seinem Gesuch auch nur die 
Anstaltsleitung ein wenig 
beschäftigen? Wie es auch 
sei, er ahnte gewiß nicht, 
daß er mit seinem unbeküm­
merten Gesuch den Anstoß 
liefern \VÜrde für ein Do­
kument weitschauender 
Rechtsauslegung, das die 
Justiz vor schwerwiegendem 
Ansehensverlust bewahrte. 
Begnügte sich doch der zu­
ständige Beamte von der 
Anstaltsleitung nicht etwa 
damit, den Antrag einfach 
als unzulässig abzulehnen, 
nein , er scheute weder Mü­
hen noch Phantasie, sich 
auszumalen, was alles pas­
sieren könnte, ja passie­
ren müßte, wenn es zur be­
antragten Bordell-Ausfüh­
rung kommen würde . 

Unter Ziffer II der mi­
nisteriellen Ausführungs­
verordnung entdeckte er, 
daß ein Strafgefangener 
bei de r "Ausführung" nicht 
nur von Vollzugsbeamten zu 
begleiten, sondern "stän­
dig und unmittelbar" zu 
beaufsichtigen ist. Dies 
hätte zur Folge, so formu­
lierte e r erschreckt . daß 
die Beamt en die von dem 
Gefangenen beabsichtigte 
sexuelle Betätigung mit 
einer oder - wie er ent-

rüstet mutmaßte "gar 
mehreren Bordelldamen" in 
vollem Umfange überwachen 
müßten. Selbst wenn der 
Vorgang nur wenige Sekun­
den dauern sollte - "was 
bei der langen Enthaltsam­
keit des Gefangenen nicht 
auszuschließen ist" - \,•ä­
re dies für die Beamten, 
"die ja auch nur Neosehen 
sind", \vie er entschuldi­
gend hinzufügte, schlech­
terdings unzumutbar .. . 

Sogar noch Schlimmeres 
sah der Jurist im konkre­
ten Fall auf die Justiz 
zukommen. Angesichts der 
noch zu verbüßertden Strafe 
und des bisher gezeigten 
Verhaltens in der Anstalt 
müßte der Gefangene in 
Handfesseln ausgeführt \ver­
den . "Was den Gefangenen 
bei der Durchführung sei­
nes Anliegens naturgemäß 
behindern müßte mit der 
weiteren Folge, daß die 
begleitenden Beamten mög­
licherweise Hilfestellung 
geben müßten, was gänzlich 
unmöglich erscheint". Un­
heilvoll malte sieb der 
Anstaltsjurist aus, wie 
sich die Anwesenheit von 
uniformierten Beamten bei 
einem solchen Vorgang auf 
"Außenstehende,ni cht ein­
ge\.;eihte Dritte" auswirken 
müßte: Der Vorgang erhalte 
den Anstrich eines "Justiz­
aktes", was diesem Begriff 
Z\-lei fellos einen ganz neu­
en Inhalt verleihen würde. 

Als gewissenhafter Ju­
rist beließ es der Beamte 
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jedoch nicht dabei, den 
Antrag auf "Ausführung" 
abzulehnen, er prüfte auch, 
ob dem dringenden Bedürf­
nis des Gefangenen viel­
leicht durch einen "Aus­
gang" abgeholfen werden 
könnte, der ohne unifor­
mierte Begleitung absol­
viert werden darf. Doch 
auch bei dieser Prüfung 
stieß der phantasiebegab­
te Bearbeiter rasch an 
die Grenzenministerieller 
Ausführungsvorschriften. 

Ein Ausgang, so fand 
er, muß die Behandlung 
oder Eingliederung des Ge­
fangenen fördern. "Es 
wird keineS\..Tegs verkannt". 
schrieb er in seiner förm-
1 ichen Ant;..rort auf das Ge­
such. "daß der Gefangene 
im Borde 11 einer gezi e l ten 
Behandlung zugeführt wird 
und kurzzeitig auch ~eine 
körperliche Eingliederung 
erfolgt", aber derartige 
Eingliederungen seien vom 
Gesetz und seinen A•tsfüh­
rungsvorschrifc.en '"ohl 
nicht gemeine. 

Aus dem Bordellbesuch 
des Gefangenen , dem der 
Beamte immerhin "mensch­
liches Verständnis" atte­
stierte, , .. urde es also 
nichts. Aber die Justiz 
ist um e1ne Erkenntnis 
reicher: Eindeutig ist 
nichts, man muß das Zwei­
deutige nur zu erkennen 
wissen. 

(entnommen aus "DER WEG", 
Heft l/80) 
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PRESSE­
INFORMATIONEN 
DES LANDESARBEITSAMTES BERLIN 

Arbeitsämter bitten um Stellenangebote für Strafentlassene 

Im Rahmen der Weihnachtsamnestie des Senators für Justiz und durch 

regulären Zeitablauf werden am 27. Oktober und am 1 . Dezember 1980 

insgesamt etwa 400 Strafgefangene die Berliner Justizvollzugsan­

stalten verlassen . Für ihre gesellschaftliche Wiedereingliederung 

brauchen sie u . a . dringend einen Arbeitsplatz. 

Die Berliner Arbeitsämter sind bemüht, diese Arbeitnehmer noch vor 

Weihnachten in geeignete Arbeit zu vermitteln . 

Der Präsident des Landesarbeitsamtes, Helmuth Weicken, appelliert 

daher auch in diesem Jahr wieder an alle Arbeitgeber, den Arbeits­

ämtern in den nächsten Tagen entsprechende Stellenangebote anzu­

bieten . Gesucht werden überwiegend Arbeitsplätze für Hilfskräfte 

in allen Wirtschaftsbereichen . 

Arbeitsprogramme der Berliner Justizvollzugsanstalten und beruf­

liche Bildungsmaßnahmen der Arbeitsverwaltung haben dazu beige ­

tragen , daß die Beziehung dieses Personenkreises zur Arbeit auch 

während der Haft bestehen blieb. 

Um eine Arbeitsaufnahme nich t an finanziellen Schwierigkeiten 

scheitern zu lassen , haben die Arbeitsämter im Rahmen des Arbeits­

förderungsgesetzes (AFG) u . a. die ~öglichkeit, auf Antrag bis zur 

ersten Lohnzahlung eine Überbrückungsbeihilfe zu zahlen, Arbeits­

kleidung und Arbeitsausrüstung zu finanzieren und dem Arbeitgeber 

u . ü . einen Einarbeitungszuschuß oder eine Eingliederungsbeihilfe 

zu ge\vähren . 

Stellenangebote nehmen entgegen : 

Arbeitsamt II Berlin (West) 

Zentrale Beratung von Strafgefangenen in den Berliner 

Justizvollzugsanstalten und Vermittlung von Strafentlassenen, 

Sonnenallee 262 - 280, 1000 Berlin 44, 

Telefon: 68 03 232/233, 

sowie 

alle übrigen Berliner Arbe it s ämter . 
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KUSCtlELWEICHE WÄSCHE 

gegen 

FRUSTRATION KNAST. 

Was soll ei~ lenor-ge­
pflegtes Baby . wenn ~s groß 
wird und in \ Knast kommt , 
ander~., macl1er als ver­
stocl\t 1.-.1erden und auf Ra­
che sinnen an einer G( sell­
schaft , die ihm außer der 
Frei,ei~ aJch die Grund­
lage allen körperlichen 
und ceelischen Wohlbefin­
dens entLieh: , ~ndem sie 
es ir ~raczige . scrlecht-
gewaschene , ze r lumpte , 
ekelPrregend W1sche 
steckt . 

Tag fü r Tag, von frühe­
ster Kindheit an . hat es 
i~ Rundfun~ und Fernsehen 
genört I daß das Leb·an nur 
in 1\usche l weicher Wäsche 
zu ertragen i.>t . und glück­
.~ch wüchst p darin auf . 
friedlich und zu jedermann 
freundlich . Es ahnt noch 
nictn:s Böses I als es eines 
Tages die kuschelige Nest ­
wärme der Kinderstube mi t 

TEGEL - INTERN 

dem Bett vertauscht . das 
der Just:izsenator für es 
berei~ec nat . Dann aber 
wird es plötzlich gewahr . 
woher die Aggressionen 
kommen, die es schor immer 
an · Babys beobachtet hat . 
die aus der kuschelig­
wohl igen /Järr des Mutter­
scnoßes brutal ir rauhe 
Windlen gewickelt wurden . 

Wer will ein Me~schen-
1\ind verurteilen . das sei­
nem Ärger dadurch Luft 
macht, indem es ihn durch 
alle Körperöffnung~n ent­
lädt. eben in diese garst:i­
ge , rauhe, wider liche Wä­
sche?! Und so ~immt das 
Verhäng~is seinen Lduf : 

' frustriertes Baby ver­
schmutzt Umwelt -

verschmutzte Um,Jel t: be­
eintrdchtigt Lebensquali­
tät -

frustriertes Baby rächt 
sich an Um~·te 1t -

Umwelt r~cht sich an 
Baby -

Baby wird größer und 
zerstöPt Umwelt -

Umwelt zerstört ...... , 

Der Senator für Gesundheit und Umweltschutz 

nein , ne i n , soweit ist es 
Gott sei Oarv noch nie~~ . 

aber allerhöchsr.e Zeit war 
es schon . als s ich der Se­
nator fJ r Gesundheit und 
Umweltschutz dieses Teu­
fe lskreises anna hm und e i­
nem der Frustrierten , der 
besonders energisch prot:e­
stiert hatte , das Folgende 
mitteilte : 

(Anmer~ung der qedaktion : 

Seit dem u . a . Vorgang sind 
10 Monar.e vergangen , oh~e 
daß eine merkliche Verbes­
serung in der Wäschever­
sorgung festzustellen ist) 

BERLIN 

Die Hauptursache der ~angelhaften Wäscheversorgung in der Justiz ­
vollzugsanstalt Tegel liegt vor allem in der unzureichenden 
Waschlei stung der Wäs~herei der Jugendstrafanstalt Plötzensee , auch 
wurde die ~äsche dort ~ur sehr mangelhaft gewaschen . Um den not ­
~endigsten ~äscheaustausch zu gewänrleisten , hat der Senator für 
Justiz als Sofortmaßnahme Wäsche aus der Wäschereserve ausgegeben . 

~as ~ezirKsamt ReinicKendorf von Berlin - Abt . Gesundheitswesen -
hat den für die Wäscheversorgung zuständigen Senator für Justiz 
dritgend aufgefordert , die Unzugänglichkeiten der Wäscheversorgung 
i~ der Justizvollzugsa~stalt durch geeignete -Maßnahmen zu ändern 
und eine ausreichende und saubere Wäschel ieferung sicherzustellen . 
Auf die besonders schwierige Situation der mit der Wäs cheausgabe 
oe~reuten Personen wurde dabei besonders hingewiesen . 

Aus allgemeinhygeni enischen Gründen wurden die Forderungen des 
Gesundheitsamtes Relnickendorf von mir unterstützt . 

rlocha~~tungsvoll 
I m Auft rag 

L::.. st 
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HEUTE ZEITUNGSVERBOT, 
MORGEN BüCHERVERBRENNUNG! 

Der Berliner ' Verband 
der Justiz vollzugsbedien­
steten ' macht€ wieder ein­
mal mißliebig von sich 
reden . Diesmal wurde die 
unsinnige Forderung auf­
gestellt, die Gefangenen­
zeitungen generell zu ver­
bieten . 

Es muß nicht unbedingt 
verwundern, wenn man weiß, 
die Personalratswahlen 
stehen vor der Tür. Jetsch­
mann und Kollegen wollen 
Stimmen fangen, und somit 
ist auch ihnen jedes Mit­
tel recht . 

Leichter verständlich 
,.,ird die Sache bei Kennt­
nis des politischen Stand­
ortes. Steht doch der VdJB 
der CDU nahe. Kein Wahl­
kampf war bisher so schmut­
zig wie der zurückliegende 
Bundestagswahlkampf. Die 
mit Dreck schmissen, ver­
loren die meisten Stimmen. 
Zu schön wäre es, wenn es 
auch in Tegel so aussehen 
würde. 

Die Begründungen, mit 
denen Jetscbmann gegen uns 
zu Felde zieht, sind so ab­
surd und an den Haaren 
herbeigezogen wie der 
Großteil seiner in der 
Presse aufgegriffenen 
Streitpunkte der letzten 
Jahre. 

So wird behauptet , der 
"lichtblick" vergleiche 
Beamte mit Wildschweinen. 
Obgleich zumindest in die­
sem Falle nicht unbedingt 
eine Beleidigung vorliegen 
müßte, denn Prof . Grzimek 
bezeichnet Wildschweine 
als die wahrscheinlich in­
telligentesten Tiere unse­
rer Breiten. Wirhatten im 
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"lichtblick" Nr . 8/79 auf 
Seite 30eine herbe Kritik 
an einem Küchenbeamten un­
ter dem Titel 'Menü a la 
sus scrofa" veröffent­
licht. Das heißt nichts 
weiter als 'Menü nach Art 
eines Wildschweins'! 

Zu dieser Kritik kam 
es, nachdem ein Küchenbe­
amter einem Diabetiker die 
Mittagsportion in einem 
5 - Liter-Eimer hatte ser­
vieren lassen. Zur Garnie­
rung war noch ein Alumini ­
umdeckel auf die Portion 
geklatscht! 

Der Name des verant­
wortlichen Beamten war uns 
bekannt. Justizobersekre­
tär G. s. hatte sich dazu 
bekannt. 

Ob er sich jetzt vom 
Vorsitzenden des VdJB als 
Wildschwein bezeichnen 
läßt oder nicht, ist seine 
Sache, nicht die unsere. 

Jetschmann stellt die­
se Behauptung auf, nicht 
wir! 

Langer Rede kurzer Sinn: 
Jetschmanns Entgleisungen 
werden immer unsachlicher, 
wer sich weiterhin von ihm 
vertreten lassen will, 
soll es ruhig tun. 

Er und andere sorgen 
in ausreichendem Maße da­
für, daß kein Vollzugsbe­
diensteter mehr sagen 
kann, wo er beschäftigt 
ist . 

Wer hat schon einen gu ­
ten Ruf in einer Insti tu­
t ion, i n d~r Be amte mit 
Wildschweinen verglichen 
werden, und noch einige 
nette Sachen mehr . 

Den Rest besorgt z.Zt. 
schon "Der Spiegel" ; er 
bringt Buchauszüge aus 
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Pfarrer Wolfgang S~~ ·s 

Buch "Nun büßt mal schön". 
Ich würde mir unter sol­
chen Umständen e inen an­
deren Inter~S$env0rtreter 
suchen. Vor all em einen, 
der notfalls auch e rnstzu­
n ehmen ist und.der sich 
ni ehr: durchpolemi sierende 
Angriffe, die entstellt 
und an den Haar~n herbei ­
gezogen sind, s e löst dis­
qualifiziert. Dieser Mann 
lSt durch seine Mißgriffe 
längst unglaub1-liirdig gP­
worden. 

Auch der Senator für 
Justiz hat ihm umgehend 
diekalte Schulter gezelgt 
und seine Forderung zu­
rückger-;iesen. 

- jcl-

WEIHNACHTS~tARKT 

AM FUNKTURM 

In der Zeit vom 29.11. 
bis 14.12.1980 führen In­
sassen der JVA Tegel wie­
der eine Verkaufsausstel­
lunginden Messehallen am 
Funkturm durch. 

Der Stand wurde wieder 
vom 'Haus der Kirche ' zur 
Verfügung gestellt. 

Zum Verkauf gelangen 
Bastelarbeiten der Bastel ­
gruppe II I E. 

Im einzelnenwerden an­
geboten: Walt-Disney-Fi­
guren von DM 2.50bis 6.- - ~ 
Laubsägearbeiten zu Dt'17.-­
sowie Notiz- und Adreßbü ­
cher mit Register DIN A 5 
zu 10.-- und 12. -- Mark. 

Der Reinerlös kommt 
auch indiesem Jahr wieder 
in die Patenkasse für in­
dische Waisenkinder. 

\~i r wünschen den Ko 11 e­
gen guten Umsatz für eine 
gute Sache! 

-red-



DIE VORLETZTE SEITE 
INGE JENS 
NORBERT GREINACHER 
FREIHEITSRECHTE 
FÜR CHRISTEN 
WARUM DIE KIRCHE EIN 
GRUNDGESETZ BRAUCHT 
PI PER VERLAG r·1ÜNCHEN 

Di0 Fragt• nach dt.m t"?ech­
t ~ der CSJristen in ihrer 
Kirc'k" vt>ranlaßte in de•1 
lL tztcn Jahn.•n viele Ge­
mLi.lJ<~mityliedu: , sich zu­
s<Jmm ... nztJscl! I Ü.'ßc n, .;m i 11-
rL·r Forderung nach dGr 
f'rc• i lit' i r; <:in._. s Chr i s tc.;?n ­
m,_.nsch,•n Narhdruck zu ver ­
)t..•i!JuJ . Durril Diskussion 
vc•rsucllt'n SiL• , konkr~;tC 

V~..·rstößt• getj1.:1n die Chri­
St<'.'IC<'f'ilt(• in <lL•r J<:irchc> 
aufzw;n. 1 fL'll und s_t:: der 
Öffentllcllkeir bekannt zu 
machvn . 

D lZu ist '·s nott<~Lndig , 

dc.:n !3<•crr iff <.k•r Christen ­
C..:!rht.._• th••olovisch zu re­
(le;kt Ü>rC!n und d.H•st.• in­
lwl r 1 i d, zu umschrc• ibvn . 

- jol-

WALTER HANSEN 
DAS GROSSE HAUSBUCH DER 
OORFGESCHICHTEN 
fVOSAIK VERLAG 
MÜNCHEN 

z~.,t~itmdvit rziy Erziih­
lang•'n von Scllriftstellc.;?rn 
;,· ._ ClL•mr.:ns BL·c.:ntano , The­
o<lor Storm, Karl Nay und 
vielen anderen sind in 
diesem ,.>inziyartigen lverk 
zusamrrv•ngefal):.: . 

Ein Buch, das V<.. rsvcht 
fastzuhalt..:n , ~1as schon 
fast in v, r':fa'1gt.•nhc·i r; ge­
raten tvar. 

I lluscnerc ist das 
1'/e>rk von namhaften Kunst ­
lern t·1ie Frwz von Pocci 
und Ludwig Richter . 

Dit:'St:r: Bar~d S('tzt dif• 
Reihe d r ''iosaik - EJ,:ws­
iJücher fort . 

Ein Buc,. n ichc nur zum 
verschenken . -jol-

HANS DIETER BAROTrl 
STREUSELKUCHEN IN 
VERLAG KI EPENHEUR 
~'IITSCH KÖLN 

ICKERN 
& 

Das Buch ist ein Stuck 
Klassengeschichte, denn 
ßaroth sieht die Menschen 
als Gefangene ihrer pro­
letar ischen Herkunft , aer 
si~ nicht ~ntkommen kön ­
nen , aber e r beschreibt 
su; immer zugleich a ls un­
ven;echselbare , lt!bendige 
Menschen. 

Dius ist das zweite 
Buch von Dieter Baroth : 
Sein erstes Werk "Ab~::r es 
vtaren schone Zelten" wur­
de zu &inem Geschichts ­
buch , das Geschichte mach­
te und tvei ter machen wird. 
Auch dies(;;S Buch wird 
lJleiben . - jol -

ROSEMARY ROGERS 
DIE WILDNIS DER LIEBE 
SCHWEIZER VERLAGSHAUS 
ZÜRICH 

Abc.:ntcuer von Liebe:; und 
Leidenschaft , hautnah er­
lebt , das bietet der neue 
er te Bestseller von Ro­
semary Rogers . 

Auch er versetzt die 
Leser in exot1sche Lander 
und läßt sie das Abenteuer 
von Liebe und Leidenschaft 
hautnah miterl~;;;ben . Mühe­
los kann sich jeder Leser 
in den Roman einleben . Je­
ne fern~ Welt kennenler­
nen , die meist nur ein 
Traum ist . E'ine titanische 
Familienfehde , Höhen und 
TiPfen von Erfolg und 
Elend prägen die Begegnung 
zwisc'len nicht alltägli ­
chen ~enschen. Der Roman 
sp1elt m2ist in Mexiko, wo 
nicht nur die Landschaft 
wild und Sr:iere ungezähmt, 
ungebärdig sind, und mischt 
umviderstehlicll und phan­
tasiereich Hass , Glück , 
Zärtlichkeit und Verhäng­
nls zu einer temporeichen 
Aben~euLrhandlung . -jol -

.31 

PETRA EI SELE 
BABYLON 
SCHERZ VERLAG 
MÜNCHEN BERN 

Dieses Buch erzählt 
erstmals die dramat i sche , 
r,;allrhaft r,;el tbewegende Ge ­
schichte der ältesten Ka ­
pitale der Menschhel t . Ei ­
gent lieh bedeutet der Name 
der Hauptstadt Babyloniens 
"Pforte der Götte r". Doch 
die biblischen Propheten 
nannten sie "Gr oße Hure "; 
denn die Stadt war zu groß, 
zu reich , zu schön , um 
n1cht zugleich als ver­
rucht und größenv;ahnsin­
nig zu erscheinen . 

Petra Eiseie führt und 
das e r staunlich breite , 
schillernde Spektrum die­
ser zugleich ältesten und 
modernsten Metropole des 
Altertums von der Zeit 
Harnmurabis bis zu ihrem 
Untergang vor Augen und 
erweis t sich dabei als 
profunde Kennerin, die es 
versteht, Antike l ebendig 
zu machen . - jol -

GEORGE LEOI'JARD 
DER RHYTHMUS DES KOSMOS 
SCHERZ VERLAG 
MÜNCHEN BERN 

Die moderne Naturwis ­
senscha ft kann heute be­
v/eisen: atomare Schwingun­
gen, biologische Rhythmen 
und kosm~sche Strukturen 
gehorchen einem gemeinsa ­
men Gesetz . Das bedeutet : 
auch der f.Iensch isc. e ine 
einzigartige Entsprechung 
des Uni versums . 

Ein Buch, das vermittelt 
~ine großartige Zusammen ­
schau neuester Ergebnisse 
von Atomphysik, Kosmolo ­
gie , Gehirnforschung, "i ­
krobiologie und Evolu­
tionstheorie , die bisher 
noch nie mi~einander in 
Verbindung gebra ch t wur­
den - jol -

1 DER LICHTBLICK' 




	11-1980-1
	11-1980-2
	11-1980-3
	11-1980-4
	11-1980-5
	11-1980-6
	11-1980-7
	11-1980-8
	11-1980-9
	11-1980-10
	11-1980-11
	11-1980-12
	11-1980-13
	11-1980-14
	11-1980-15
	11-1980-16
	11-1980-17
	11-1980-18
	11-1980-19
	11-1980-20
	11-1980-21
	11-1980-22
	11-1980-23
	11-1980-24
	11-1980-25
	11-1980-26
	11-1980-27
	11-1980-28
	11-1980-29
	11-1980-30
	11-1980-31
	11-1980-32

